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1 Einleitung  

1.1 Ziele des Projekts  

Der demografische Wandel verªndert die Gesellschaft tiefgreifend. ĂWir werden ªlter, weniger und 

bunterñ gilt grundsªtzlich ¿berall in Deutschland, jedoch in unterschiedlicher Intensitªt. So wachsen 

einige Metropolen relativ stark, während andere Städte und Regionen, insbesondere in den ländlichen 

Räumen, schrumpfen und altern. Vor den letztgenannten Herausforderungen stehen auch die Stadt 

Waldershof und die Gemeinden, Brand, Ebnath, Neusorg und Pullenreuth im Landkreis Tirschenreuth. 

Die demografischen Veränderungen bringen zahlreiche Innovationsanforderungen mit sich. Es müs-

sen neue Ideen und Lösungen gefunden werden, wie Schrumpfung, Wachstum und Alterung gestaltet 

werden kann, wie die Angebote der Daseinsvorsorge angepasst werden können und wie der Umbau 

zu demografieangepassten Strukturen erfolgen kann.  

Der demografische Wandel ist für die Kommunen mit vielen Unsicherheiten behaftet. Es stellen sich 

Fragen wie: Was kommt tatsächlich auf uns zu? Wie gestaltet sich die demografische Entwicklung 

konkret vor Ort? Was kann (Gemeindeentwicklungs-) Politik hier ausrichten? Wo müssen Infrastruktu-

ren, Wohngebiete, Freizeiteinrichtungen und Versorgungsmöglichkeiten angepasst werden? Wie kann 

eine hohe Lebensqualität auch künftig ohne Zuwanderung und unter der Bedingung von Schrumpfung 

gesichert werden? Wie können attraktive Lebens- und Arbeitsbedingungen geschaffen werden, die 

den Präferenzen und Bedürfnissen der Familien, (jungen) Alleinstehenden und älteren Menschen 

entsprechen? Wie können die Stärken und Vorzüge des ländlichen Raums kommuniziert werden? 

Welche Ziele haben wir für eine demografiegerechte Gemeindeentwicklung? Wie sollen diese erreicht 

werden? 

Die Stadt Waldershof, die Gemeinden Brand, Ebnath, Neusorg und Pullenreuth ï vertreten in der 

Steinwald Allianz ï nehmen diese Herausforderung an. Im Rahmen des EU-Förderprogramms 

INTERREG IV Bayern ï Tschechische Republik 2007 ï 2013 bearbeiteten sie das Projekt ĂDemogra-

fische Modelle im ländlichen Raumñ.  

Mit dem Projekt ĂDemografische Modelle im lªndlichen Raumñ soll ein strategischer Umgang mit den 

Folgen des demografischen Wandels auf kommunaler und interkommunaler Ebene erzielt werden. 

Entscheidungs- und Planungsgrundlagen sowie konkrete und umsetzbare Maßnahmen werden unter 

Einbezug der Bürgerinnen und Bürger sowie wichtiger gesellschaftlicher Akteure erarbeitet. Mit dem 

Projekt starten die Kommunen nicht bei null: Die Regierung der Oberpfalz, der Landkreis 

Tirschenreuth und die fünf Gemeinden haben bereits zahlreiche Ansätze erarbeitet, um dem demogra-

fischen Wandel zu begegnen. Das ĂHandlungskonzept zum Demografischen Wandel im Landkreis 

Tirschenreuthñ bietet gute Ankn¿pfungspunkte. Mobilitªtskonzept und Zukunftscoach sind zwei Projek-

te, die bereits angegangen wurden.  

Das Verständnis von einer demografiegerechten Gemeindeentwicklung ist kein sektoraler Aspekt, es 

muss vielmehr ganzheitlich betrachtet werden. Die demografische Entwicklung hat Auswirkungen auf 

die soziale und technische Infrastruktur, ebenso auf die medizinische Versorgung, auf die Fachkräfte-
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verfügbarkeit, auf den Wohnungsmarkt und Wohnangebote und die damit verbundene 

Leerstandsentwicklung, auf die Gestaltung von Nahversorgung, auf das bürgerschaftliche Engage-

ment und vieles mehr. Mit punktuellen Projekten in einzelnen Handlungsfeldern lässt sich keine stra-

tegisch ausgerichtete Gemeindeentwicklung realisieren. Der demografische Wandel betrifft als Quer-

schnittsaufgabe alle Felder der Stadt- und Gemeindeentwicklung und erfordert einen breiten Politik- 

und Maßnahmenansatz. 

Die Steinwald Allianz konzentriert sich in dem Projekt ĂDemografische Modelle im lªndlichen Raumñ 

auf folgende Themenfelder:  

Á Ärztliche Versorgung 

Á Ungenutzte Flächen / Leerstand 

Á Kleinhandelskonzept 

Á Betreutes Wohnen  

Á Bürgerschaftliches Engagement (als übergreifendes Themenfeld) 

Ziel war es, ein integriertes Handlungskonzept zu erarbeiten, das in einem themenbezogenen Ent-

wicklungsleitbild mit Zielen und Strategien mündet und vor allem alltagstaugliche und realisierbare 

Maßnahmen und Projekte enthält. Gerade für die Entwicklung im ländlichen Raum ist es unerlässlich, 

dass alle relevanten Akteure in die Konzeptentwicklung eingebunden werden, damit Ziele und Projek-

te von der Bevölkerung akzeptiert und von vielen Schultern getragen werden. Die Integration der Be-

völkerung und wichtiger Schlüsselakteure in die Konzeptentwicklung hat einen hohen Stellenwert. Die 

Abstimmung zwischen den Akteuren und die Sensibilisierung und Motivation der Bevölkerung spielen 

daher eine wichtige Rolle im Konzeptionsprozess. Das Handlungskonzept soll modellhaft auch für 

andere Gemeinden der Steinwald-Allianz übertragbar sein und zur Umsetzung späterer Projekte die-

nen. Der demografische Wandel mit Abnahme, Alterung und Heterogenisierung der Bevölkerung ist 

eine Herausforderung, mit der alle Kommunen im ländlichen Raum konfrontiert sind. Es gilt allerorten, 

attraktive Wohn- und Lebensbedingungen zu schaffen und den Präferenzen der Familien, Alleinste-

henden und älteren Menschen auch in Zukunft zu entsprechen. 

Die gewählten Themenfelder betreffen typische Lebens- oder Problembereiche und sind damit ebenso 

auf andere Gemeinden anwendbar wie die Vorgehensweise bei der Umsetzung des Entwicklungskon-

zeptes. Das Handlungskonzept zeichnet sich aus, indem es ganzheitlich denkt, strategisch vorgeht, 

die Bürgerschaft intensiv in die Entwicklung einbindet und bürgerschaftliches Alltagswissen mit Exper-

tenwissen verzahnt. 

Die Grundlage für das integrierte Handlungskonzept bildet die enge Kooperation aller Akteure und 

gesellschaftlichen Treiber, die mitgestaltend und pro-aktiv in den gesamten Prozess eingebunden 

werden. 
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1.2 Vorgehensweise  

Ein Ziel des Modellprojekts war die Verzahnung von Alltagswissen der Bürgerinnen und Bürger mit 

dem Expertenwissen. Es sollte ein hohes Maß an Bürgerbeteiligung realisiert werden, ohne das zeitli-

che Engagement der Bürgerinnen und Bürger zu strapazieren. 

Deshalb wurde die Beteiligung in zwei Phasen organisiert. Die erste Phase beinhaltete die Auftaktver-

anstaltung und zwei Demografiekonferenzen. Die Einladung zu diesen Veranstaltungen richtete sich 

an eine breite Öffentlichkeit, um ein möglichst hohes Maß an Beteiligung zu erreichen. Die themenbe-

zogenen Arbeitsgruppen tagten zeitgleich und die Ergebnisse wurden im Plenum ausgetauscht und 

diskutiert. Dadurch konnten die fünf vorgegebenen Themenfelder in einer viel kürzeren Zeit bearbeitet 

werden, als dies bei nacheinander tagenden Arbeitsgruppen der Fall gewesen wäre.  

Nach einer Bestandsaufnahme durch Experteninterviews (mit den Bürgermeistern der beteiligten Orte 

und Mitarbeitern des Landratsamts) und der Auswertung des vorhandenen Datenmaterials, startete 

die Bürgerbeteiligung mit einer Auftaktveranstaltung am 25. Juni 2014 in Brand. Den Anwesenden 

wurde das Projekt vorgestellt und für ihre weitere Teilnahme am Prozess geworben. Sie hatten darü-

ber hinaus die Möglichkeit sich an einer Kartenabfrage zu den Stärken der Region und ihren Motiven 

für eine Mitarbeit am Modellprojekt zu beteiligen. 

In einer öffentlichen Demografiekonferenz in Brand am 5. Juli 2014 gruppierten sich die Teilnehmen-

den in fünf Arbeitsgruppen, um die Themenfelder parallel zu analysieren und Entwicklungsziele zu 

formulieren. Als Methode für die Erarbeitung des strategischen Rahmens wurde das Visionenspiel 

gewählt. Hierbei entwickelten die Teilnehmenden in ihren Themenfeldern konkrete Zukunftsvisionen 

und benannten die Schritte, die für die Zielerreichung notwendig wären. Aus diesem spielerisch erar-

beiteten Gerüst konnten Ziele und Strategien für die einzelnen Themenfelder entwickelt werden. Diese 

wurden in einer Steuerungsrunde diskutiert und verabschiedet.  

In einer weiteren Demografiekonferenz am 18. Oktober 2014 wurden von den Teilnehmenden konkre-

te Maßnahmenvorschläge in den einzelnen Themenfeldern entwickelt. 

Um den Bürgerinnen und Bürgern Anregungen für mögliche Projekte zu geben, wurden im August und 

Oktober 2014 Exkursionen zu beispielhaften Projekten in der Oberpfalz und Franken durchgeführt. An 

diesen beteiligten sich sowohl tschechische als auch deutsche Teilnehmerinnen und Teilnehmer. 

Nach Abschluss der ersten Phase der Bürgerbeteiligung wurden die gesammelten Ergebnisse in einer 

Sitzung der Steuerungsrunde bewertet und eine Prioritätenliste zur weiteren Bearbeitung erstellt. 

In der zweiten Phase der Bürgerbeteiligung wurden in themenbezogenen Arbeitsgruppen (bestehend 

aus Experten sowie Bürgerinnen und Bürgern) konkrete Maßnahmen erarbeitet. Ergänzende Informa-

tionen dazu wurden von den Mitarbeitern der KlimaKom eG recherchiert und bereitgestellt. 
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ABBILDUNG 1: SCHEMATISCHER ABLAUF . EIGENE DARSTELLUNG  

Die Beraterinnen und Berater der  KlimaKom eG bedanken sich bei den Bürgermeistern Herrn Ludwig 

König, Herrn Manfred Kratzer, Herrn Peter König, Herrn Hubert Kraus und bei Frau Bürgermeisterin 

Friederike Sonnemann für das Vertrauen, bei Frau Christine Trenner und Herrn Stefan Roth für die 

Unterstützung im Großen wie im Kleinen und bei Frau Lucie Mantel für die Koordination des Projekts. 

Ein herzliches Dankeschön gilt auch dem großen Engagement der Verwaltungsgemeinschaft und den 

Gemeinderäten. Wir bedanken uns besonders bei den zahlreichen Bürgerinnen und Bürgern sowie 

den lokalen Expertinnen und Experten, die in den Veranstaltungen und Workshops wesentlichen An-

teil an der Gestaltung des Konzepts hatten.  

 

1.3 Überblick: Brand, Ebnath, Neusorg, Pullenreuth, Waldershof  

Die fünf Kommunen Brand, Ebnath, Neusorg, Pullenreuth und Waldershof liegen im Landkreis 

Tirschenreuth am nördlichen Rand des Regierungsbezirks Oberpfalz, im Nordosten von Bayern. Sie 

gehören dem kommunalen Zweckverband der Steinwald-Allianz an. Die Entwicklung der Gemeinden 

wird durch deren Nähe zur tschechischen Grenze beeinflusst. Im Folgenden wird deren vergangene 

und zukünftig prognostizierte Entwicklung anhand von statistischem Datenmaterial untersucht und 

dargestellt. 

 

1.3.1 Statistische Datenanalyse: Bevölkerung, Alter, Nicht -Deutsche, Infrastruktur,  

 Bauen und Wohnen, Tourismus, Flächenverbrauch und Gemeindefinanzen  

Der Fokus der sekundärstatistischen Datenanalyse liegt auf den Themen Bevölkerung, Alter, Nicht-
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-8,34 -8,09 -8,14 -8,59 

% 
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Deutsche, Haushalte und Infrastruktur, Bauen und Wohnen, Tourismus, Flächenverbrauch und Ge-

meindefinanzen. Die Datengrundlagen lieferte dabei das Bayerische Landesamt für Statistik und Da-

tenverarbeitung. Dort wurden für alle fünf Kommunen der ĂDemografie-Spiegelñ (2011 und 2013) und 

die ĂStatistik Kommunalñ (2012) analysiert sowie die GENESIS-Online Datenbank themenspezifisch 

abgerufen und graphisch aufbereitet.  

 

1.3.1.1 Bevö lkerungsentwicklung  

Zwischen 1970 und 2011 haben 

die Gemeinden zwischen 5 % und 

16 % ihrer Bevölkerung verloren. 

Dabei hat die Gemeinde Brand 

den schwächsten und die Ge-

meinde Ebnath den stärksten Be-

völkerungsrückgang zu verzeich-

nen. Auch die jüngere Bevölke-

rungsentwicklung zeigt: In allen 

Gemeinden ist im Zeitraum der 

Jahre 2002 bis 2011 kontinuierlich 

die Bevölkerungsentwicklung rück-

läufig gewesen, insgesamt zwi-

schen 6 % und 10 %. 

 

Nach der Bevölkerungsvorausbe-

rechnung des Bayrischen Lande-

samtes für Statistik und Datenver-

arbeitung werden die Gemeinden 

Ebnath, Neusorg, Pullenreuth und 

Waldershof zwischen den Jahren 

2011 und 2021 jeweils weitere ca. 

8% ihrer Bevölkerung verlieren. 

Brand wird im gleichen Zeitraum 

geschätzt ca. 5% der Bevölkerung 

verlieren. 

 

 

  

 

ABBILDUNG 2: BEVÖLKERUNGSVERÄNDERU NG DER GEMEINDEN UND DES 

BUNDESLANDS IN DEN JAHREN 1970 BIS 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, 
S. 6; STATISTISCHES BUNDESAMT 2014, S. 27 

 

ABBILDUNG 3: PROGNOSTIZIERTE BEVÖLKERUNGSVERÄNDERU NG DER GE-

MEINDEN IN DEN JAHREN 2011 BIS 2021; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAY-

RISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2011, S. 5; 
BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, 
S. 6 
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1.3.1.2 Altersstruktur  

Das Durchschnittsalter der Bevölkerung in den fünf ausgewählten Kommunen der Steinwald-Allianz 

steigt. Das Durchschnittsalter der Gemeinden lag im Jahr 2009 bei 44,2 Jahren. Die im Schnitt jüngste 

Gemeinde in dem Jahr war Pullenreuth (43,7 J.), die älteste Ebnath (45 J.). Alle Gemeinden liegen im 

oder über dem Durchschnitt von 43,8 Jahren des Landkreises Tirschenreuth. Des Weiteren wird dabei 

auch ein deutlicherer Unterschied im Vergleich zum Regierungsbezirk Oberpfalz erkennbar, in dem 

das Durchschnittsalter im Jahr 2009 bei 42,6 Jahren lag. Auch die bayernweite Betrachtung, wonach 

die Bürgerinnen und Bürger im Durchschnitt 42,7 Jahre alt waren, zeigt, dass die Gemeinden im Jahr 

2009 ein vergleichsweise höheres Durchschnittsalter innerhalb der Bevölkerung aufgewiesen haben.  

 

ABBILDUNG 4: DURCHSCHNITTSALTER DER GESAMTBEVÖLKERUNG DER  GEMEINDEN, DES LANDKREISES , DES RE-

GIERUNGSBEZIRKS UND AUF BUNDESLANDEBENE  IM JAHR 2009; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDE-

SAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2011, S. 7, 14F. 

 

Für das Jahr 2021 hat das Bayrische Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung ein Durch-

schnittsalter aller Gemeinden von 47,1 Jahren vorausberechnet. Laut dieser Prognose fallen 

Pullenreuth als jüngste Gemeinde mit einem durchschnittlichen Alter von 46,7 Jahren und Waldershof 

als älteste Gemeinde, mit einem Durchschnittsalter der Bevölkerung von 47,6 Jahren auf.  

Es zeigt sich bei der vergleichenden Betrachtung der Entwicklung der Altersstruktur zwischen den 

Jahren 1970 und 2011, dass die Zahl der 6- bis14-Jährigen in den Gemeinden stark abgenommen 

hat. Neusorg hatte mit einem Rückgang von 17,8 %, die stärkste Abnahme innerhalb dieser Alters-

gruppe im Zeitraum der Jahre 1970 bis 2011 verzeichnen, währenddessen Waldershof mit 12,6 % den 

geringsten Rückgang in dieser Altersgruppe aufweist. Der durchschnittliche Anteil der bis 18-Jähirgen 

fällt im Gegensatz zum Jahr 1970 (31,9 %) in allen Gemeinden im Jahr 2011 insgesamt sehr gering 

aus (16,6 %) (siehe Abbildungen 4 - 8). 
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ABBILDUNG 5: ALTERSSTRUKTUR DER GEMEINDE BRAND IN DEN JAHREN 1970, 1987 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG 

NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6 

 

ABBILDUNG 6: ALTERSSTRUKTUR DER GEMEINDE EBNATH IN DEN JAHREN 1970, 1987 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG 

NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6 

 

ABBILDUNG 7: ALTERSSTRUKTUR DER GEMEINDE NEUSORG IN DEN JAHREN 1970, 1987 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG 
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NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6 

 

ABBILDUNG 8: ALTERSSTRUKTUR DER GEMEINDE PULLENREUTH IN DEN JAHREN 1970, 1987 UND 2011; EIGENE DARSTEL-

LUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6 

 

ABBILDUNG 9: ALTERSSTRUKTUR DER GEMEINDE WALDERSHOF IN DEN JAHREN 1970, 1987 UND 2011; EIGENE DARSTEL-

LUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6 

 

Auch ist im Vergleich die Zahl der 19- bis 40-Jährigen von 1970 bis 2011 in allen fünf Gemeinden um 

4,3 % gesunken, am deutlichsten in Waldershof. Der Anteil der 40 bis 64 Jährigen in den Gemeinden 

ist dagegen um 12,2 % gestiegen. Am stärksten gestiegen ist der Anteil dieser Bevölkerungsgruppe in 
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Der Anteil der über 65-Jährigen hat in diesem Zeitraum in allen Gemeinden um insgesamt 9,2 % zu-

genommen, wobei auch hier wieder Pullenreuth die stärkste Zunahme mit 10 % und Ebnath mit 8,2 % 

die geringste Zunahme erfuhren. 
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TABELLE 1: ALTERSSTRUKTUR UND BEVÖLKERUNGSVERÄNDERU NG IN % IN DEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1970 UND 

2011; EIGENE BERECHNUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6 

Brand  

 

1970 2011 
Veränd e-
rung in %  

6 - 14  

Jährige  27,5 12,6 -14,9 

15 - 18 
Jährige  31,7 16,3 -15,4 

19 - 39 
Jährige  29,6 24,4 -5,2 

40 - 64 
Jährige  26,3 38,3 12 

65 +  

Jährige  12,3 20,9 8,6 
 

Neusorg  

 

1970 2011 
Veränd e-
rung in %  

6 - 14  

Jährige  29,3 11,5 -17,8 

15 - 18 
Jährige  33,1 14,7 -18,4 

19 - 39 
Jährige  28,3 23,9 -4,4 

40 - 64 
Jährige  27,3 40,1 12,8 

65 +  

Jährige  11,3 21,2 9,9 
 

Ebnath  

 

1970 2011 
Veränd e-
rung in %  

6 - 14  

Jährige  26,7 10,4 -16,3 

15 - 18 
Jährige  31,8 16,3 -15,5 

19 - 39 
Jährige  26,1 24,3 -1,8 

40 - 64 
Jährige  29,7 41,9 12,2 

65 +  

Jährige  12,3 20,5 8,2 
 

Pullenreuth  

 

1970 2011 
Veränd e-
rung in %  

6 - 14  

Jährige  30,1 12,5 -17,6 

15 - 18 
Jährige  34,7 16,4 -18,3 

19 - 39 
Jährige  29,4 23,5 -5,9 

40 - 64 
Jährige  24,8 39,1 14,3 

65 +  

Jährige  11 21 10 
 

Waldershof  

 

1970 2011 
Veränd e-
rung in %  

6 - 14  

Jährige  25,1 12,5 -12,6 

15 - 18 
Jährige  28,6 16,6 -12 

19 - 39 
Jährige  28,9 21,9 -7 

40 - 64 
Jährige  29,8 39,4 9,6 

65 +  

Jährige  12,7 22,1 9,4 
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1.3.1.3 Jugend - , Alten - , Gesamtquotient und Billeter -Maß 

Der Jugendquotient gibt das Verhältnis der Anzahl von Jugendlichen unter 18 Jahren zur Anzahl der 

Erwerbsfähigen im Alter zwischen 18 und unter 64 Jahren wieder. Bei der Betrachtung des Jugend-

quotienten fällt auf, dass er in allen Gemeinden seit den 1970er Jahren bis 1987 eine stark abneh-

mende Tendenz aufweist. Die Prognose bis zum Jahr 2021 zeigt auch, dass für Ebnath und Neusorg 

tendenziell ein leichter Zuwachs des Jugendquotienten vorhergesagt worden ist. 

 

 

ABBILDUNG 10: JUGENDQUOTIENT DER GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1970- 2021; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6; BAYRISCHES LANDESAMT FÜR 

STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2011, S. 7, 14F.; STATISTISCHES BUNDESAMT O.J., O. S. 

 

Demgegenüber bildet der Altenquotient die Anzahl der Senioren im Verhältnis zur Anzahl der Perso-

nen im erwerbsfähigen Alter ab. Er spiegelt also den Anteil der Bevölkerung ab 65 Jahren im Ver-

gleich zur Bevölkerung zwischen 19 und 64 Jahren wider. Seine Entwicklung lässt sich in etwa in allen 

Gemeinden gleich beobachten. Ende der 2000er Jahre fiel der Quotient kurz ab, für das Jahr 2021 

wurde allerdings ein Anstieg vorausberechnet.  
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ABBILDUNG 11: ALTENQUOTIENT DER GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1970- 2021; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAY-

RISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6; BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATIS-

TIK UND DATENVERARBEITUNG 2011, S. 7, 14F.; STATISTISCHES BUNDESAMT O.J., O. S. 

 

Der Gesamtquotient ist die Summe aus dem Alten- und dem Jugendquotienten. Er gibt das Verhältnis 

der Personen an, die noch nicht oder nicht mehr am Erwerbsleben teilnehmen, also der unter 15 Jäh-

rigen sowie der über 65 Jährigen, im Vergleich zu denen, die sich im Erwerbsalter befinden (15 bis 64 

Jährige). Im Fall der fünf Gemeinden nahm dieser um das Jahr 1987 stark ab um dann bis zum Jahr 

2009 seinen Höchststand zu erreichen. Seit diesem Zeitpunkt hatte er bis zum Jahr 2011 wieder einen 

deutlichen Einbruch, jedoch steigt er in der Zukunftsprognose bis zum Jahr 2021 tendenziell wieder 

an. 

 

 

ABBILDUNG 12: GESAMTQUOTIENT DER GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1970- 2021; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6; BAYRISCHES LANDESAMT FÜR 

STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2011, S. 7, 14F. 
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Das Billeter-Maß dient zur vergleichenden Beschreibung des demografischen Alterns. Es ist ein Indi-

kator für die Alterszusammensetzung der Bevölkerung. Dieses Maß nimmt dabei Bezug auf die Bevöl-

kerung bis 14 Jahren abzüglich der Bevölkerung, die über 50 Jahre alt ist, und stellt diese der Bevöl-

kerung zwischen 15 und 49 Jahren entgegen. Beim Billeter-Maß wird die Differenz der Generation der 

Kinder (d.h. Personen unter 15 Jahren) und der Generation der Großeltern (d.h. Personen im Alter 

50+) ins Verhältnis zur Generation der Eltern (15 bis unter 64 Jahre) gesetzt. Das heißt gleichzeitig, 

dass durch das Billeter-Maß das Verhältnis der Bevölkerung, die nicht im fortpflanzungsfähigen Alter 

ist (Kinder und Großeltern), zur Bevölkerung, die sich im fortpflanzungsfähigen Alter befindet, abgebil-

det wird. Das Billeter-Maß wird positiv, wenn der Anteil der Jugendlichen in einer Bevölkerung größer 

ist als der Anteil der über 50-Jährigen, und umgekehrt. Je negativer der Wert, desto demografisch 

älter ist eine Bevölkerung. Es spiegelt die Alterung der Bevölkerung aller fünf Gemeinden wider und 

zeigt, dass diese Tendenz bis 2021 anhält. 

 

 

ABBILDUNG 13: BILLETER-MAß DER GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1970- 2021; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRI-

SCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6; BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK 

UND DATENVERARBEITUNG 2011, S. 7, 14F.; STATISTISCHES BUNDESAMT O.J., O. S. 
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1.3.1.4 Natürliche Bevölkerungsbewegung und Wanderungsbewegungen  

Brand  

Seit dem Jahr 1970 lag in Brand die Geburtenrate unter der Zahl der Sterbefälle. Dabei nahmen die 

Sterbefälle etwa im 10-Jahres-Takt ab und wieder zu, wobei diese ihren Höhepunkt um das Jahr 1990 

verzeichneten. Seither nahmen diese tendenziell wieder ab und erreichten erst ab dem Jahr 2009 

wieder einen deutlichen Anstieg, der jedoch ab 2010 wieder zurückging. Die Geburtenrate erreichte 

seit den 1960er Jahren keinen nennenswerten Anstieg mehr und zeigt in der Graphik auch keine we-

sentliche Veränderung dieser Tendenz an.  

Die Kurven der Zu- und Fortgezogenen in Brand verliefen in etwa gleich. Während im Jahr 1990 die 

Zahl der Zugezogenen mit etwa 190 Personen stark anstieg, verließen zur selben Zeit genauso viele 

Leute die Gemeinde. Zwischen den Jahren 2000 und 2010 zeichneten sich zunehmend ein Abwärts-

trend der Fortzüge und ein Aufwärtstrend der Zuzüge ab. Zwischen den Jahren 2009 und 2010 gab es 

tendenziell mehr Zuzüge als Fortzüge, danach steigen die Fortzüge wieder an, währenddessen die 

Zuzüge deutlich abnahmen. 

 

ABBILDUNG 14: NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG IN BRAND; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDE-

SAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 
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ABBILDUNG 15: WANDERUNGEN IN BRAND; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND 

DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 

 

Ebnath  

Auch in Ebnath lagen bis Ende der 1970er Jahre die Geburtenraten deutlich über den Sterbefällen. 

Erstmals unterbrochen wurde dieser Trend um das Jahr 1980, als die Anzahl der Sterbefälle deutlich 

über der der Geburten gelegen hat. Insgesamt lässt sich bis zum Jahr 2000 ein deutlicher Abwärts-

trend der Geburten- und der Sterberate erkennen, wobei ab der Jahrtausendwende die Zahl der Ge-

burten unter die der Sterbefälle fiel, währenddessen die Zahl der Sterbefälle wieder anstieg. Diese 

Tendenz hielt bis zum Jahr 2011 an.  

Seit dem Jahr 1960 zogen in die Gemeinde weniger Menschen zu als abwanderten. Nur zwischen den 

Jahren 1980 und 2000 gab es einen deutlichen Zuwanderungsüberschuss, ehe die Zahl der Zuwan-

derungen ab Anfang 2000 dann deutlich wieder unter die Zahl der Abwanderungen fiel. Erst ab dem 

Jahr 2010 gab es wieder eine positive Zuwanderungsentwicklung, die deutlich über die Anzahl der 

Fortzüge stieg.  
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ABBILDUNG 16: NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG IN EBNATH ; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDE-

SAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 

 

 

 

ABBILDUNG 17: WANDERUNGEN IN EBNATH ; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND 

DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 
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Neusorg  

In Neusorg lag die Zahl der Geburten bis Ende der 1970er Jahre deutlich über der Zahl der Sterbefäl-

le. Nach einem kurzen Einbruch in den 1980er Jahren, lag diese dann bis Mitte der 2000er Jahre wie-

der knapp darüber. Seit dem Jahr 2007 sank die Zahl der Geburten unter die Zahl der Sterbefälle, 

wobei sich beide bis zum Jahr 2010 tendenziell wieder anglichen. Ab diesem Zeitpunkt ist wieder ein 

Abwärtstrend der Geburtenraten und demgegenüber ein Aufwärtstrend der Sterberaten zu erkennen.  

Bis 1990 gab es konstant einen leichten Überschuss an Zuzügen in Neusorg, der dann jedoch bis 

zum Jahr 2009 wieder deutlich unter die Zahl der Fortzüge fiel. Nach einem kurzen Aufschwung um 

das Jahr 2009, fiel die Zuwanderungsrate dann wieder deutlich unter die Abwanderungsrate. Dabei 

zogen durchschnittlich etwa 33 % der Bevölkerung mehr weg als in die Gemeinde kamen. 

 

ABBILDUNG 18: NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG IN NEUSORG; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LAN-

DESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 

 

ABBILDUNG 19: WANDERUNGEN IN NEUSORG; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND 

DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 

 

0 

10 

20 

30 

40 

50 

60 

1960 1970 1980 1990 2000 2007 2008 2009 2010 2011 

Natürliche Bevölkerungsbewegung 1960- 2011  
Neusorg 

Lebendgeborene  Gestorbene 

0 

20 

40 

60 

80 

100 

120 

1960 1970 1980 1990 2000 2007 2008 2009 2010 2011 

Wanderungen  1960 - 2011  
Neusorg 

Zugezogene  Fortgezogene 



17 
 

Pullenreuth  

In Pullenreuth lag die Zahl der Geburten seit Anfang der 1980er Jahre unter jener der Sterbefälle. Seit 

der Jahrtausendwende gab es deutlich mehr Sterbefälle als Geburten, obwohl beide ab diesem Zeit-

punkt kontinuierlich abnahmen.  

In Pullenreuth gab es, ähnlich wie auch in Ebnath, bis Anfang der 1980er Jahre einen Überschuss an 

Fortzügen. Ab dann folgte eine leichte Zunahme der Anzahl der Zuzüge bis Ende des Jahres 2008, 

die über der Anzahl der Fortzüge lag. Seit dem blieben die Fortzüge konstant, während die Zuzüge bis 

zum Jahr 2010 deutlich abnahmen. Ab da lässt sich jedoch wieder ein Aufwärtstrend der Zuzüge in 

Pullenreuth feststellen, wobei Ende des Jahres 2010 die Anzahl der Zuzüge über die der Fortzüge 

gestiegen ist.  

 

ABBILDUNG 20: NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG IN PULLENREUTH ; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES 

LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 

 

ABBILDUNG 21: WANDERUNGEN IN PULLENREUTH ; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK 

UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 
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Waldershof  

Bis Ende der 1970er Jahre gab es deutlich mehr Geburten als Sterbefälle in der Stadt. Jedoch nahm 

die Geburtenrate bereits in den 1970er Jahren deutlich ab, währenddessen die Anzahl der Sterbefälle 

leicht anstieg. Ab dem Jahr 1980 fiel die Anzahl der Lebendgeborenen unter jene der Gestorbenen, 

was sich erst mit Ende der 1990er Jahre wieder änderte. Um das Jahr 2000 gab es ein letztes Mal 

einen hohen Anstieg der Geburtenraten, welcher mit einer Abnahme der Sterbefälle einherging. Seit 

dem Jahr 2007 gab es insgesamt deutlich weniger Geburten als Sterbefälle in der Stadt. Während die 

Zahl der Geburten weiterhin absank, blieb die Anzahl der Sterbefälle konstant.  

In Waldershof gab es, außer in einer kurzen Phase während der 1990er Jahre, seit den 1970er Jah-

ren konstant mehr Fortzüge als Zuzüge. Seit der Jahrtausendwende nimmt die Anzahl der Zuzüge 

tendenziell immer weiter ab. Die Fortzüge erreichten Ende des Jahres 2008 ihren Höhepunkt und 

nahmen dann bis zum Jahr 2010 leicht ab. Ab da lässt sich wieder ein deutlicher Anstieg der Fortzüge 

beobachten. 

 

ABBILDUNG 22: NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG IN WALDERSHOF ; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES 

LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 
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ABBILDUNG 23: WANDERUNGEN IN WALDERSHOF ; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK 

UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 

 

Vergleich aller  Kommunen  

Die Entwicklung der Geburten- und Sterberaten unterscheidet sich in den Kommunen. In Brand lag die 

Zahl der Geburten seit dem Jahr 1970 unter der Zahl der Sterbefälle, in Pullenreuth dagegen erst seit 

Mitte der 1980er Jahre. In Ebnath sanken beide Zahlen seit Mitte der 1980er Jahre gleichzeitig ab. In 

Neusorg und Waldershof hat bis Mitte der 2000er Jahre fast immer die Zahl der Geburten überwogen, 

außer in einer Phase der 1980er Jahre.  

In den Gemeinden Ebnath, Pullenreuth und Waldershof überwogen, außer während der 1990er Jahre, 

durchschnittlich die Fortzüge. Seit der Jahrtausendwende nahmen beide wieder konstant ab. Wäh-

rend in Neusorg bis in die 1990er Jahre die Zuzüge leicht überwogen, glichen sich in Brand Zuzüge 

und Fortzüge aus. 

Bei der Betrachtung der Abbildungen 24 und 25, also aller Gemeinden zusammengenommen über 

den Zeitraum der Jahre 1960 und 2011, zeigt sich insbesondere ab dem Jahr 2000 ein deutlicher 

Rückgang der Geburten- und ein Anstieg der Sterberate. Um das Jahr 2008 stieg die Anzahl der Ster-

befälle am stärksten an, sank jedoch ab dem Jahr 2009 wieder deutlich ab. Dennoch blieb die Zahl 

der Geburten bis zum Jahr 2011 unter jener der Sterbefälle.  

Die Wanderungsbewegung aller Gemeinden zeigt, dass die Anzahl der Zu- und jene der Fortgezoge-

nen in den 1980er Jahren insgesamt stark eingebrochen ist, um sich dann in den 1990er Jahren ver-

einigungsbedingt wieder deutlich zu erholen. In dieser Zeit hatten die Gemeinden auch den meisten 

Zuzug. Ab der Jahrtausendwende überwog dann vor allem die Abwanderung. Diese Tendenz lässt 

sich bis in das Jahr 2011 beobachten, wobei ab dann wieder ein leichter Anstieg sowohl der Zu- als 

auch der Fortzüge verzeichnet werden konnte. 
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ABBILDUNG 24: NATÜRLICHE BEVÖLKERUNGSBEWEGUNG ALLER FÜNF MODELLKOMMUNEN ; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 

 

ABBILDUNG 25: WANDERUNG ALLER FÜNF MODELLKOMMUNEN EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT 

FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 7 
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1.3.1.5 Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte  

In Brand und Ebnath leben in etwa ebenso viele Menschen, die innerhalb ihrer Gemeinde (SV-

pflichtig) arbeiten, wie sozialversicherungspflichtig Erwerbstätige, die auspendeln. Seit dem Jahr 2006 

ist die Zahl der am Wohnort Arbeitenden in allen Kommunen um 4,7 % gestiegen. 

Gleichzeitig stieg die Zahl der nicht am Wohnort Beschäftigten zwischen 2006 und 2011 um 19,5 %. 

Damit hat die Zahl der Sozialversicherungspflichtigen in diesem Zeitraum deutlich zugenommen. 

 

TABELLE 2: VERÄNDERUNG DER BESCHÄFTIGUNG AM ARBEITSORT IN ALLEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 2006 UND 2011 

UND VERÄNDERUNG DER BESCHÄFTIGUNG AM WOHNORT IN ALLEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 2006 UND 2011; EIGENE 

BERECHNUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

VERÄNDERUNG DER BESCHÄFTIGUNG AM ARBEITSORT 

IN ALLEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 2006 UND 2011 

Jahr  absolut  Veränderung in %  

2006 1715 
19,5 

2011 2050 

   VERÄNDERUNG DER BESCHÄFTIGUNG AM WOHNORT IN 

ALLEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 2006 UND 2011 

Jahr  absolut  Veränderung in %  

2006 3699 
4,7 

2011 3873 

 

Im Jahr 2011 pendelten überwiegend Männer (68,2 %) aus den Gemeinden zu ihrem Arbeitsort. 

TABELLE 3: ANZAHL UND PROZENTUEL LE VERTEILUNG DER PENDELNDEN MÄNNER UND FRAUEN IM JAHR 2011; EIGENE 

BERECHNUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

ANZAHL UND PROZENTUEL LE VERTEILUNG DER PEN-

DELNDEN MÄNNER UND FRAUEN IM JAHR 2011 

 

absolut  Veränderung in %  

Männer  1398 68,2 

Frauen  652 31,8 

 

Im Jahr 2011 haben in Neusorg fast dreimal so viele Menschen an ihrem Wohnort gearbeitet (689 

Personen) wie nach außerhalb pendelten (256 Personen), in Waldershof waren es vergleichsweise 

doppelt so viele. Auch in Pullenreuth war bis zum Jahr 2009 die Zahl der am Wohnort Arbeitenden 

(610 Personen) etwa dreimal so hoch wie die der Pendelnden (207 Personen), seither ist der Pendler-

anteil gewachsen und bis 2011 pendelten knapp die Hälfte der Bewohnerinnen und Bewohner für die 

Arbeit nach außerhalb. Auch in Pullenreuth und Waldershof pendelten hauptsächlich Männer, in 

Neusorg dagegen verteilte sich der Pendler-Anteil zu gleichen Teilen auf Männer und Frauen (siehe 
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Abbildungen 23 - 32). 

 

ABBILDUNG 26: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITSORT (SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIGE) IN BRAND; EIGENE 

DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 27: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITS- ODER WOHNORT IN BRAND; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAY-

RISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 
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ABBILDUNG 28: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITSORT (SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIGE) IN EBNATH ; EIGENE 

DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 29: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITS- ODER WOHNORT IN EBNATH ; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 
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ABBILDUNG 30: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITSORT (SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIGE) IN NEUSORG; EIGENE 

DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 31: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITS- ODER WOHNORT IN NEUSORG; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 
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ABBILDUNG 32: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITSORT (SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIGE) IN PULLENREUTH ; 
EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 33: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITS- ODER WOHNORT IN PULLENREUTH ; EIGENE DARSTELLUNG 

NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 
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ABBILDUNG 34: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITSORT (SOZIALVERSICHERUNGSPFLICHTIGE) IN WALDERSHOF ; 
EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 35: ANZAHL DER BESCHÄFTIGTEN AM ARBEITS- ODER WOHNORT IN WALDERSHOF ; EIGENE DARSTELLUNG 

NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 
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1.3.1.6 Anteil der nichtdeutschen Bevölkerung  

Die Anzahl der nichtdeutschen Bevölkerung ist in allen fünf Gemeinden insgesamt sehr gering. Der 

prozentuale Anteil an der Gesamtbevölkerung lag im Jahr 2011 insgesamt bei ca. 1 %. Waldershof ist 

die einzige Kommune, deren Anteil an nichtdeutscher Bevölkerung sich zwischen den Jahren 1970 

und 2011 um 18 % (von 72 auf 59 Personen) verkleinert hat. In den Gemeinden Brand, Neusorg und 

Pullenreuth gab es zwischen den Jahren 1970 bis 2011 insgesamt einen Zuwachs der nichtdeutschen 

Bevölkerung, wobei Pullenreuth die meiste Zuwanderung mit 200 % (von 5 auf 15 Personen) erfuhr. 

Trotz dieser Steigerung bleibt die tatsächliche Anzahl der Menschen mit nicht-deutschem Pass im 

Jahr 2011 weiterhin gering und bewegt sich zwischen 7 (Ebnath) und 59 Personen (Waldershof). 

TABELLE 4: ANZAHL DER GESAMTBEVÖLKERUNG , DER NICHTDEUTSCHEN BEVÖLKERUNG UND DEREN PROZENTUELLEM 

ANTEIL AN DER GESAMTBEVÖLKERUNG IN DEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1970 UND 2011; QUELLE : EIGENE BERECH-

NUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 6 

ANZAHL DER GESAMTBEVÖLKERUNG , DER NICHTDEUTSCHEN BEVÖLKERUNG UND DEREN PRO-

ZENTUELLEM ANTEIL AN DER GESAMTBEVÖLKERUNG IN DEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1970 

UND 2011 

 

Gesamtbevölkerung  
Anzahl der ausländ i-
schen Bevölkerung  

Anzahl der ausländ i-
schen Bevölkerung in 

% 

Jahr  1970 2011 1970 2011 1970 2011 

Brand  1220 1186 15 19 1,2 1,6 

Ebnath  1598 1336 - 7 - 0,5 

Neusorg  2249 1936 7 16 0,3 0,8 

Pullenreuth  2101 1803 5 15 0,2 0,8 

Waldershof  4852 4405 72 59 1,5 1,3 

 

1.3.1.7 Soziale Infrastruktur  

Stationäre Einrichtungen für ältere Menschen  

Die einzige stationäre Einrichtung für ältere Menschen, die in den Statistiken bis zum Jahr 2012 do-

kumentiert ist, liegt in Waldershof. Sie besteht erst seit dem Jahr 2012 und bietet insgesamt 78 Plätze 

an. Davon waren im Jahr 2012 insgesamt 53 Plätze belegt. 

Kindertageseinrichtungen  

In allen Kommunen befindet sich im Jahr 2012 mindestens eine Kindertageseinrichtung, in Waldershof 

sogar zwei. Außer in Brand ist die Anzahl der angebotenen Plätze in den Einrichtungen seit dem Jahr 

2007 gestiegen. In Brand dagegen ging die Zahl um 13 Plätze zurück. Die vorhandenen Betreuungs-

plätze sind in allen Fällen, außer in Brand, nicht vollständig ausgelastet. Die Zahl der Betreuten unter 

drei Jahren hat seit dem Jahr 2008 stark zugenommen. 
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TABELLE 5: ANZAHL DER K INDERTAGESEINRICHTUNGEN, DER GENEHMIGTEN PLÄTZE UND DER BETREU TEN KINDER IN DEN 

GEMEINDEN IN DEN JAHREN 2007 UND 2012; QUELLE : EIGENE BERECHNUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATIS-

TIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 15 

ANZAHL DER KINDERTAGESEINRICHTUNGEN, DER GENEHMIGTEN PLÄTZE UND DER BETREUTEN KINDER IN DEN GE-

MEINDEN IN DEN JAHREN 2007 UND 2012 

 

Anzahl der Einrichtungen  Betreute Kinder insgesamt 

Jahr 2007 2012 2007 2012 

Brand  1 1 40 41 

Ebnath 1 1 32 43 

Neusorg 1 1 57 65 

Pullenreuth 1 1 45 51 

Waldershof 2 2 122 114 

Die Anzahl der betreuten Kinder übersteigt in einigen Kommunen die Anzahl der genehmigten Plätze. 

Dies liegt darin begründet, dass nicht immer alle Kinder aufgrund unterschiedlicher Betreuungszeiten 

gleichzeitig anwesend sind. 

1.3.1.8 Bauen, Gebäude und Flächenverbrauch  

Baugenehmigungen  

In allen Gemeinden verlief die Anzahl der erteilten Baugenehmigungen in den Jahren 1990 und 2011 

sehr unterschiedlich. Bis auf einen ĂBauboomñ um die Jahrtausendwende, werden in den Kommunen 

im Schnitt um die 3 Baugenehmigungen pro Jahr erteilt. In Ebnath stagniert die Zahl der jährlich erteil-

ten Baugenehmigungen bei ungefähr 2 Genehmigungen jährlich. In Neusorg und Pullenreuth dagegen 

sinken die erteilten Baugenehmigungen seit einigen Jahren. In Brand lässt sich weder ein Abwärts- 

noch ein Aufwärtstrend erkennen. Seit den 1990er Jahren werden in Ebnath und Pullenreuth zuneh-

mend keine oder bis zu 2 Baugenehmigungen erteilt. Gerade in den letzten Jahren wurden nur noch 

Baugenehmigungen für Wohngebäude mit nur einer integrierten Wohnung erteilt. 

TABELLE 6 ANZAHL DER BAUGENEHMIGUNGEN IN DEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN 1990, 2000, 2008, 2011; QUELLE : 
EIGENE BERECHNUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 

ANZAHL DER BAUGENEHMIGUNGEN IN DEN GEMEINDEN IN DEN JAHREN  

1990, 2000, 2008, 2011 

Baugenehmigungen  

Jahr  1990 2000 2008 2011 

Brand  2 1 3 2 

Ebnath  2 5 - 2 

Neusorg  5 4 3 1 

Pullenreuth  8 6 - 1 

Waldershof  2 22 2 4 
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Baufertigstellungen  

Während im Zeitraum der Jahre 2008 und 2011 in den Gemeinden Brand, Ebnath und Neusorg jähr-

lich in etwa gleich viele Wohnungen wie Wohngebäude errichtet worden sind, überwogen in 

Pullenreuth und Waldershof die Neuerrichtungen von Wohnungen. Dabei fielen in Pullenreuth ï der 

einzigen Gemeinde, die im Jahr 2011 keine neuen Wohngebäude zu verzeichnen hatte ï die Unter-

schiede deutlicher aus als in Waldershof. In den Gemeinden Brand, Neusorg und Waldershof war seit 

dem Jahr 1995 eine Abnahme neuerrichteter Wohngebäude und Wohnungen bis 2011 zu verzeich-

nen, in Ebnath und Pullenreuth folgte diese Tendenz erst seit den 2000er Jahren. 

Wohngebäude  

Die Zahl der Wohngebäude ist seit den 1990er Jahren in allen Gemeinden leicht gestiegen, im Durch-

schnitt um 17,8 %. Unter dem Durchschnitt lagen dabei die Gemeinden Ebnath mit 12 % Zuwachs und 

Neusorg mit 14 %. Über dem Durchschnitt lagen Brand und Pullenreuth mit 19 % und Waldershof mit 

25%.  

In allen Gemeinden ist die Wohnfläche zwischen 1990 und 2011 kontinuierlich gewachsen, durch-

schnittlich um knapp 4 m². Unter diesem Schnitt lagen nur die beiden Gemeinden Neusorg, deren 

durchschnittliche Wohnfläche im Zeitraum von 21 Jahren lediglich um 2,8 m² gewachsen ist, und 

Ebnath mit einem Wachstum um 3,8 m². Über dem Durchschnitt lagen Brand, mit einem Wachstum 

von 4,2 m², und Waldershof mit insgesamt 4,9 m² Wachstum der Wohnfläche je Wohnung (siehe Ab-

bildungen 33 - 38).  
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ABBILDUNG 36: BESTAND AN WOHNGEBÄUDEN ZWISCHEN 1990 UND 2011 IN BRAND; EIGENE DARSTEL-

LUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 

 

ABBILDUNG 37: DURCHSCHNITTLICHE WOHNFLÄCHE IN BRAND ZWISCHEN 1990 UND 2011; EIGENE DAR-

STELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 
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ABBILDUNG 38: BESTAND AN WOHNGEBÄUDEN ZWISCHEN 1990 UND 2011 IN EBNATH ; EIGENE DARSTEL-

LUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 

 

ABBILDUNG 39: DURCHSCHNITTLICHE WOHNFLÄCHE IN EBNATH ZWISCHEN 1990 UND 2011; EIGENE DAR-

STELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 
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ABBILDUNG 40: BESTAND AN WOHNGEBÄUDEN ZWISCHEN 1990 UND 2011 IN NEUSORG; EIGENE DARSTEL-

LUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 

 

ABBILDUNG 41: DURCHSCHNITTLICHE WOHNFLÄCHE IN NEUSORG ZWISCHEN 1990 UND 2011; EIGENE DAR-

STELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 
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ABBILDUNG 42: BESTAND AN WOHNGEBÄUDEN ZWISCHEN 1990 UND 2011 IN PULLENREUTH ; EIGENE DAR-

STELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 

 

ABBILDUNG 43: DURCHSCHNITTLICHE WOHNFLÄCHE IN PULLENREUTH ZWISCHEN 1990 UND 2011; EIGENE 

DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 
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ABBILDUNG 44: BESTAND AN WOHNGEBÄUDEN ZWISCHEN 1990 UND 2011 IN WALDERSHOF ; EIGENE DAR-

STELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 

 

ABBILDUNG 45: DURCHSCHNITTLICHE WOHNFLÄCHE IN WALDERSHOF ZWISCHEN 1990 UND 2011; EIGENE 

DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 11 

Flächenverbrauch  

Der Anteil der Fläche für Gebäude und Freiflächen stieg im Zeitraum von 1980 bis 2011 im Schnitt um 

61,8 %. Das geringste Wachstum in diesem Zeitraum erfolgte dabei in Neusorg (42,2 %) das höchste 

in Pullenreuth (85,7 %). Die Verkehrsfläche nahm im Durchschnitt um insgesamt 16,5 % zu. Während 

sie in den Gemeinden Brand, Ebnath und Pullenreuth um circa 21 % anstieg, wuchs sie in Neusorg 

gerade einmal um 5,6 % und in Waldershof um 12,9 %.  

Die Erholungsflächen entwickelten sich in den einzelnen Gemeinden sehr unterschiedlich. Während 

es in Ebnath und Neusorg seit 1980 keine Veränderungen gab, gingen sie in Brand zwischen den 

Jahren 1980 und 2004 um 50 % zurück und haben sich bis 2011 nicht weiter verändert. In Pullenreuth 

gab es zwischen den Jahren 1980 und 2004 ebenfalls keine Veränderung in der Größe der Erho-

lungsfläche, danach wuchs diese jedoch bis zum Jahr 2011 um 100 %. In Waldershof stieg die Größe 

der Fläche zwischen den Jahren 1980 und 2004 um 100% an und sank anschließend bis 2011 wieder 

um 25 %. In allen Gemeinden hat die Siedlungsfläche im Zeitraum der Jahre 1980 bis 2011 zuge-

nommen, im Durchschnitt um 36 %. Vergleichsweise wenig Anstieg hatte Neusorg (24 %) zu ver-
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zeichnen, einen großen Anstieg gab es hingegen in Brand (44 %) (siehe Abbildungen 43 - 47).  

 

ABBILDUNG 46: FLÄCHENVERBRAUCH IN BRAND IN DEN JAHREN 1990, 2004, 2011, EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRI-

SCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 12 

 

 

ABBILDUNG 47: FLÄCHENVERBRAUCH IN EBNATH IN DEN JAHREN 1990, 2004, 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAY-

RISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 12 
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ABBILDUNG 48: FLÄCHENVERBRAUCH IN NEUSORG IN DEN JAHREN 1990, 2004, 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 12 

 

 

ABBILDUNG 49: FLÄCHENVERBRAUCH IN PULLENREUTH IN DEN JAHREN 1990, 2004, 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 12 
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ABBILDUNG 50: FLÄCHENVERBRAUCH IN WALDERSHOF IN DEN JAHREN 1990, 2004, 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH 

BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 12 

1.3.1.9 Gemeindefinanzen  

Die durchschnittlichen Schulden der Kommunen sind zwischen den Jahren 2007 und 2011 in allen 

Gemeinden ï außer in Waldershof ï gestiegen. Dort sind sie im Jahr 2011 um 20 % im Vergleich zu 

2007 zurückgegangen. In den vier anderen Gemeinden sind sie im selben Zeitraum um 12 % bis 20 % 

gestiegen. Eine auffällig niedrige Verschuldung hatte im Jahr 2011 Pullenreuth (565 ú pro Einwohner), 

die höchste hingegen Neusorg (1.518 ú pro Einwohner). Die Verschuldung der f¿nf Gemeinden pro 

Kopf betrug im Jahr 2011 im Durchschnitt 1.060 ú. 

Die Bruttoausgaben der Gemeinde Brand gingen zwischen den Jahren 2007 und 2011 insgesamt 

kontinuierlich zurück, bis sie im Jahr 2011 wieder um ganze 212 % zum Vorjahr stiegen. Die Gemein-

desteuereinnahmen gingen im gleichen Jahr um 19 % zurück. In Ebnath sanken die Bruttoausgaben 

seit 2007 um 29 %, während die Gemeindesteuereinnahmen um 4 % anstiegen. In Neusorg sanken 

die Bruttoausgaben seit 2007 um 13 %, die Gemeindesteuereinnahmen stiegen um 5,3 %. In 

Pullenreuth gab es einen Anstieg der Bruttoausgaben um 2,5 % und der Gemeindesteuereinnahmen 

um insgesamt 33,2 %. In Waldershof sanken die Bruttoausgaben um 10 %, hingegen stiegen die Ge-

meindesteuereinnahmen um 100% (siehe Abbildungen 48 - 57) 
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ABBILDUNG 51: GEMEINDEFINANZEN BRAND ZWISCHEN 2007 UND 

2011; EIGENE DARSTELLUN G NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR 

STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 52: VERSCHULDUNG JE EINWOHNERIN IN BRAND 

ZWISCHEN 2007 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRI-

SCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEI TUNG 

2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 53: GEMEINDEFINANZEN EBNATH ZWISCHEN 2007 

UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDE-

SAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 54: VERSCHULDUNG JE EINWOHNERIN IN EBNATH 

ZWISCHEN 2007 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRI-

SCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 

2013, S. 9 
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ABBILDUNG 55: GEMEINDEFINANZEN NEUSORG ZWISCHEN 2007 

UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LANDE-

SAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 56: VERSCHULDUNG JE EINWOHNERIN IN NEUSORG 

ZWISCHEN 2007 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRI-

SCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 

2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 57 GEMEINDEFINANZEN PULLENREUTH ZWISCHEN 

2007 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LAN-

DESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 58: VERSCHULDUNG JE EINWOHNERIN IN 

PULLENREUTH ZWISCHEN 2007 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG 

NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVER-

ARBEITUNG 2013, S. 9 
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ABBILDUNG 59: GEMEINDEFINANZEN WALDERSHOF ZWISCHEN 

2007 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG NACH BAYRISCHES LAN-

DESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVERARBEITUNG 2013, S. 9 

 

ABBILDUNG 60: VERSCHULDUNG JE EINWOHNERIN IN 

WALDERSHOF ZWISCHEN 2007 UND 2011; EIGENE DARSTELLUNG 

NACH BAYRISCHES LANDESAMT FÜR STATISTIK UND DATENVER-

ARBEITUNG 2013, S. 9 

1.3.2 Ausgangslage : Die Sichtweise der Bürgermeister und regionaler ExpertInnen  

Im Rahmen der Datenerhebung wurden zusätzlich Interviews mit den vier Bürgermeistern der Ge-

meinden und der Bürgermeisterin der Stadt Waldershof sowie mit der Ansprechpartnerin für das Bun-

desprojekt ĂWohnberatung f¿r Senioren und Menschen mit Handicapñ, Anita Busch, dem Regionalma-

nager des Landkreises Tirschenreuth, Florian Rüth, und der für das regionale Entwicklungskonzept 

zuständigen Bearbeiterin Stefanie Wenisch geführt. Die Ergebnisse der Gespräche über die allgemei-

ne demografische und wirtschaftliche Entwicklung sowie Mobilität werden im Folgenden dargestellt. 

Weitere Informationen aus den Interviews, welche den fünf Themenfelder des Projektes ärztliche Ver-

sorgung, ungenutzte Flächen und Leerstände, Kleinhandelskonzepte, Betreutes Wohnen und Senio-

renpflege, gesellschaftliche Teilhabe und bürgerschaftliches Engagement zugeordnet werden können, 

werden in den jeweiligen Kapiteln behandelt. 

Nach Einschätzung der politischen Vertreter und der Experten gibt es in der Steinwald-Allianz im All-

gemeinen gute Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätigkeiten. Große Gewerbeflächen sind 

vorhanden und die Lebenshaltungskosten für die Beschäftigten sind gering. Durch die Nähe zu 

Tschechien besteht die Möglichkeit, Fördergelder für transnationale Kooperationen zu akquirieren. Es 

wurden jedoch auch negative Aspekte thematisiert: Es fehlt in der Region an Arbeitsplätzen, insbe-

sondere für Hochqualifizierte und im Bereich des Dienstleistungssektors. Gründe dafür könnten unter 

anderem die fehlende Anbindung an Hochschulen und das mangelnde Marketing sein.  

Positiv zu nennen ist, dass es trotz rückläufiger Schülerzahlen noch in allen Gemeinden Kindergärten 

oder Kindergrippen sowie Schulen beziehungsweise Schulverbände gibt. 

Die Mobilität in der Region ist stark vom eigenen Pkw abhängig. Die überregionalen Straßenverbin-

dungen und auch die Radwege sind gut ausgebaut und die Wege zur Autobahn kurz. Das Pendeln mit 

dem ÖPNV ist jedoch nur eingeschränkt möglich. Die Barrierefreiheit an Bus- und Bahnhaltepunkten 
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ist nicht gegeben. Das landkreisweite Beförderungssystem Baxi wird bisher eher wenig genutzt. Als 

mögliche Gründe werden benannt: fehlende feste Abfahrtszeiten und geringer Bekanntheitsgrad. In 

Brand hingegen wird das Baxi gut genutzt. Der Bürgermeister vermutet, dies liege an der ausgiebigen 

Werbung, welche dafür gemacht wurde. Mittlerweile wurde das Baxi-Konzept überarbeitet. Dabei wur-

de zum Teil auf die Anregungen aus den Gemeinden eingegangen und das Angebot ausgeweitet und 

verbessert. 

In Ebnath hofft man auf einen Ausbau des Linienbusses von zweimal auf sechsmal täglich und auf 

eine direkte Verbindung nach Marktredwitz.  

1.3.3 Ausgangslage: Die Sichtweise der Bürger innen und Bürger  

Neben der Befragung von Expertinnen und Experten wurde im Rahmen der Auftaktveranstaltung die 

Einschätzungen der Bürgerinnen und Bürger zu den Stärken ihrer Heimat und die Erwartungen an das 

Projekt ermittelt. Die zahlreichen Rückmeldungen der Teilnehmerinnen und Teilnehmer zeigen die 

Wertschätzung der Heimat und die Bereitschaft, sich für Verbesserungen zu engagieren. Die Karten-

texte mit den Antworten auf die beiden Leitfragen ĂWarum lebe ich gerne hier?ñ und ĂWas will ich mit 

dem Projekt erreichenñ sind nachfolgend zusammengefasst.  

 

Warum lebe ich gerne hier? Ergebnisse der Kartenabfrage bei der Auftaktveranstaltung in 

Brand  

Infrastruktur:  

gute Verkehrsanbindung, ohne verkehrstechnischem Kollaps 

Raum und Natur:  

wir haben Platz 

ich bin hierher gezogen, weil ich die direkte Art der Menschen mag, die rauhe Natur und die ur-
sprüngliche Landschaft 

Ăweilôs schiah is in der rauhen Nordoberpfalzñ 

kurzer Weg in die Natur 

Naturnähe ï Steinwald 

verbunden zur Heimat, Natur, Landwirtschaft mit den Menschen hier 

Landschaft: intakt - wunderschön - abwechslungsreich 

wunderbare Natur, wunderbare Menschen 

ich lebe auch gerne hier, weil ich Platz zum Leben und Luft zum Atmen habe und beides ausreichend 

bodenständig, wunderbare Gegend 

schöne Gegend 

zentrale Lage! (BT, WEN, HO; 2 Std. München; 3 Std. FRA, PRAG, DRESDEN) 

wir haben gesunde Lebensmittel 
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ich mag: Land ï Leute ï einfach alles 

weil es hier am Schönsten ist! 

Kultur:  

wir haben sehr viel (bezahlbare) Kultur 

Soziales:  

wir haben Sicherheit 

hier ist mein Mittelpunkt 

In der Dorfgemeinschaft leben 

Leute sind aufgeschlossen und hilfsbereit 

Mentalität der Menschen (2x) 

hohe Lebensqualität 

weil ich mich hier Ăpudelwohlñ f¿hle 

Familie, Freunde sind hier 

bisschen Ăheile Weltñ 

weil man sich kennt 

hier mein Lebensmittelpunkt in Allem  

weil ich hier mein Haus habe 

Heimat! 

Wirtschaft:  

sicherer Arbeitsplatz 

g¿nstige Lebenshaltungskosten (Miete, Hªuser, é) 

mein Betrieb ist hier 

 

ĂWas will ich mit dem Projekt erreichen?ñ, Ergebnisse der Kartenabfrage bei der Auftaktveran-

staltung in Brand  

Identifikation mit der Region:  

Á Imageverbesserung 

Á damit auch mein Kind mal hier leben will und kann 

Á Identität (regional) stärken 

Á Identifikation stärken 

Á unsere Stärken sichtbar machen 

Á nicht die ĂLooserñ bleiben da, sondern es sind die ĂWinnerñ, die so schlau sind, hier zu wohnen! 

Á Pullenreuth und Umgebung lebenswert erhalten und existenzfähig 

Á Perspektiven aufzeigen, um gerne hier zu bleiben 

Á Heimat attraktiv gestalten 

Á den Bürgern Alternativen aufzeigen in der Region zu bleiben 

Á dass die Region Oberes Fichtelnaabtal zusammen wächst 
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Infrastruktur:  

Á gute Versorgung: ärztliche - Verkehrsanbindung - Lebensmittel 

Á Versorgung nah erreichbar halten 

Á dass passende Räumlichkeiten für Veranstaltungen geschaffen werden 

Á dass möglichst viele Freizeitangebote unsere Gegend interessant machen 

Á Attraktivität steigern 

Naturschutz:  

Á unsere schöne Landschaft, Natur, Ruhe erhalten 

Soziales:  

Á gegenseitige Hilfe im Dorf 

Á Gemeinschaftsgefühl 

Á dass die Menschen in den Dörfern näher zusammenrücken 

Á wir mehr zusammenwachsen und unsere Probleme gemeinsam lösen 

Á aktive Integration von Zugezogenen 

Á soziales und menschliches Netzwerk ausbilden  

Wirtschaft:  

Á Arbeitsplätze erhalten 

Á Arbeitsplätze erhalten; junge Leute hier wohnen können und sich wohlfühlen 

Á junge Leute vernetzen: mögliche gemeinsame Existenzgründungen 

Senioren:  

Á ältere Leute sollen sich wohlfühlen: altersgerechte Wohnungen 

Á dass die ältere Generation so lange wie mºglich Ăzu Hauseñ bleiben/leben kºnnen 

Politik:  

Á Gehörverschaffung bei Regierung und Investoren 

Á dass wir Ăobenñ nicht vergessen werden! 

Demograf ie:  

Á die jungen Menschen in der Region halten 

Á den Fokus auf Familien und nicht nur auf alten Leuten 

Á jungen Menschen Perspektiven zeigen 

Á Weggezogene zur Rückkehr bewegen 

Á dass sich sowohl ältere, als auch jüngere Menschen bei uns wohlfühlen 

Á Ălebbaresñ Zuhause f¿r Kinder 

Á Heimat und Zukunft für unsere Kinder 

Leerstand:  

Á Leerstände attraktiv für alte Großstädter machen, anbieten 

Á leerstehende Gebäude mit Leben erfüllen 
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2 Themenfeld Ärztliche Versorgung  

Um Aussagen zur medizinischen Versorgung in den fünf Kommunen treffen zu können, wurde eine 

Erhebung der ansässigen Ärzte / medizinischen Einrichtungen in den fünf Kommunen, eine Befragung 

der ansässigen Ärzte mittels standardisiertem Fragebogen sowie eine Berechnung des lokalen Ver-

sorgungsgrades vorgenommen. Die Einschätzung der Bevölkerung wurde im Rahmen der Beteili-

gungsangebote abgefragt. Zudem werden die Ergebnisse eines studentischen Projektseminars an der 

Universität Bayreuth, Abteilung Stadt- und Regionalentwicklung, einbezogen, das sich mit der Frage 

der Attraktivität des ländlichen Raums für angehende Medizinerinnen und Mediziner auseinandersetzt. 

Um konkrete Lösungsansätze für die in einigen Kommunen (wie in Brand) schon heute defizitär wahr-

genommene allgemeinmedizinische Versorgung zu finden, wurde ein Gespräch mit der Landtagsab-

geordneten Annette Karl und dem Landtagsabgeordneten Tobias Reiß sowie ein Gespräch mit der 

Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns geführt. Auf Grundlage der eigenen Erhebungen und der Ge-

sprächserkenntnisse wurden weitergehende Handlungsempfehlungen erarbeitet. 

Bevor die Ausgangslage im Bereich der medizinischen Versorgung geschildert wird, soll noch auf die 

gesetzlichen Rahmenbedingungen der ärztlichen Versorgung eingegangen werden. 

 

2.1 Gesetzliche Grundlagen der ärztlichen Versorgung  

Die Sicherstellung der medizinischen Versorgung liegt nicht im Zuständigkeitsbereich der Gemeinden. 

Nach dem Sozialgesetzbuch V müssen Körperschaften des öffentlichen Rechts, wie etwa die Kassen-

ärztlichen Vereinigungen oder die Ärztekammern, unter Rechtsaufsicht der Gesundheitsministerien 

von Bund oder Ländern, die ärztliche Versorgung der Bevölkerung sicherstellen. Die höchste Instanz 

ist dabei der Gemeinsame Bundesausschuss. 

Nach §75 SGB V müssen die Kassenärztlichen Vereinigungen der Länder und die Kassenärztliche 

Bundesvereinigung die vertragsärztliche Versorgung der Bevölkerung mit Haus- und Fachärzten ge-

währleisten. Am 1. Januar 2013 wurde vom Gemeinsamen Bundesausschuss eine bundesweit 

rechtsverbindliche Richtlinie über die Bedarfsplanung sowie die Maßstäbe zur Feststellung von Über-

versorgung und Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versorgung herausgegeben. Auf dieser 

Grundlage wird der Versorgungsgrad der sogenannten Mittelbereiche (früher Planungsregionen) be-

rechnet. Der Versorgungsgrad setzt die Zahl der Ärzte in Relation zur Bevölkerung und ihrer Alters-

struktur. Ein Versorgungsgrad von 100% gewährleistet eine ausreichende ärztliche Versorgung. Eine 

Überversorgung ist nach §101 SGB V dann gegeben, wenn der Versorgungsgrad um 10 % überschrit-

ten wird, eine Unterversorgung liegt gemäß § 100 SGB V bei einer Unterschreitung um mindestens  

25 % vor. 
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2.2 Ausgangslage  

Um Auskunft zu erhalten, wie sich die medizinische Versorgung in den fünf Kommunen gestaltet, wur-

den die Allgemeinärzte, Zahnärzte und Apotheken mittels Begehung erhoben.  

Die unten angeführte Tabelle zeigt die Anzahl der Ärztinnen und Ärzte sowie die der Apotheken in 

allen fünf Kommunen. Dabei fällt auf, dass sich in Neusorg die meisten Medizinerinnen und Mediziner 

niedergelassen haben und dass sich zusätzlich eine Apotheke in der Gemeinde befindet.  

TABELLE 7: ANZAHL DER HAUSÄRZTE , ZAHNÄRZTE UND DER APOTHEKEN IN ALLEN KOMMUNEN (STAND FEBRUAR 2015). 
QUELLE : EIGENE ERHEBUNG 

 Hausärzte  Zahnärzte  Apotheken  

Brand  0 1 0 

Ebnath  1 1 0 

Neusorg  3 1 1 

Pullenreuth  0 0 0 

Waldershof  1 3 1 

 

Die Gespräche mit den Bürgermeistern und der Bürgermeisterin haben ergeben, dass die ansässigen 

Ärzte zum Teil kurz vor dem Ruhestand stehen und die Aussicht auf einen Nachfolger gering ist. Dafür 

ist in der Gemeinde ein Zahnarzt für die nächste Zeit gesichert. In Brand konnte ein Zahnarzt im Rat-

haus untergebracht werden. Jedoch geht der Zahnarzt in Ebnath Ende Juni 2015 in Ruhestand. In 

allen Gemeinden sind Dienste für ambulante Pflege und Versorgung aktiv. Die Gemeinde Neusorg 

sucht über ein Internetportal nach einer Allgemeinmedizinerin oder einem Allgemeinmediziner - bis-

lang jedoch ohne Erfolg. 

Um die zukünftige ärztliche Versorgung im Untersuchungsgebiet einschätzen zu können, wurde ein 

standardisierter Fragebogen zur Befragung der praktizierenden Mediziner erstellt. Erhoben wurden die 

Daten aller Allgemeinmedizinerinnen und Allgemeinmediziner der fünf Kommunen. Die Namen und 

Kontaktdaten der Befragten wurden im Internet recherchiert und von der Bürgermeisterin und den 

Bürgermeistern der betreffenden Gemeinden überprüft. Insgesamt wurde der Fragebogen an fünf 

Allgemeinmediziner gesendet. Darunter befanden sich drei Einzelpraxen und eine Gemeinschaftspra-

xis. Von drei der vier kontaktierten Praxen wurde der Fragebogen zurückgesendet und die erhobenen 

Daten konnten somit anonym ausgewertet werden. Sie dienen den Kommunen gleichzeitig zur vor-

rauschauenden Planung. Der Fragebogen befindet sich im Anhang. 

Als Hauptgrund für die Niederlassung an ihrem Standort führten die Befragten hauptsächlich Heimat-

bzw. regionale Verbundenheit sowie die günstigen Übernahmebedingungen der Praxis an. Die Ein-

zelnennungen bezogen sich dabei auf familiäre oder wirtschaftliche Gründe. 

Einer der drei Befragten zog es zum Zeitpunkt der Befragung in Erwägung, eine Zweigpraxis zu eröff-
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nen, die beiden anderen lehnten dies ab. Außerdem gaben insgesamt zwei der Befragten an, ihre 

Tätigkeit in den nächsten Jahren aus Altersgründen aufzugeben. In einem der beiden Fälle sollte die 

Beendigung der Tätigkeit bereits Ende des Jahres 2015 erfolgen. Im zweiten Fall ist der Ruhestand im 

Zeitraum von 2020 bis 2025 geplant. Für keinen der beiden ist die Nachfolge gesichert. Die Einschät-

zung der Möglichkeit, eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger zu finden bewerteten die Befragten auf 

einer Skala von 1 bis 5 mit einer 5, also insgesamt mit einem Ăsehr schwerñ. Diese Einschªtzung teilen 

alle drei Befragten auch für die ganze Region.  

Des Weiteren wurden jene beiden gefragt, die in den nächsten Jahren ihre Tätigkeit einstellen möch-

ten, ob sie bereits aktiv auf der Suche nach einer Nachfolge für die Praxis sind. Einer der Befragten 

gab an, bereits in der Vergangenheit mit anderen Ärztinnen und Ärzten in Kontakt getreten zu sein, 

um eine Zusammenarbeit in der Praxis zu arrangieren. Der andere bemüht sich über das Internet und 

in Zusammenarbeit mit der Kassenärztlichen Vereinigung und der Ärztekammer eine rechtzeitige 

Übernahme zu arrangieren. 

Auf die Frage, ob sich der Einzugsbereich der Praxis in den letzten fünf Jahren geändert habe, wurde 

einmal geantwortet, dass dieser gleich geblieben sei. Hingegen hat sich dieser nach Angaben der 

anderen beiden Befragten in ihrem Versorgungsgebiet vergrößert. In einem Fall wird dies mit dem 

Wegfall einer anderen Praxis im Nachbarort begründet. Jener Befragte, welcher angab, sein Einzugs-

bereich hätte sich nicht geändert, schätzt den Auslastungsgrad seiner Praxis mit einer 3, auf einer 

Skala von 1 (wenig ausgelastet) bis 5, ein. Die beiden anderen antworteten mit einer 5 f¿r Ăüberlastetñ. 

Eine weitere Beschäftigung nach dem Eintritt in den Ruhestand ziehen zwei Befragte in Betracht, ei-

ner davon jedoch nur in Form einer Gemeinschaftspraxis oder auf Vertretungsbasis. Der dritte schloss 

diese Möglichkeit für sich aus.  

Zum Schluss wurden die Ärzte gefragt, welche Anreize Kommunen ihrer Meinung nach schaffen könn-

ten, um angehende Medizinerinnen und Mediziner in den lªndlichen Raum zu Ălockenñ. Ideen waren 

unter anderem die Beteiligung der Kommunen am medizinischen Versorgungszentrum (MVZ) sowie 

die Bereitstellung von Räumlichkeiten. Auch die Optimierung der Praxisräume bezüglich der 

Barrierefreiheit stellte für sie eine Chance der Einflussnahme dar. Einer der Befragten sieht vor allem 

Handlungsbedarf bei den Möglichkeiten der Familienmitglieder. So müssten demnach Arbeitsplätze 

für Hochqualifizierte bereitgestellt, um die Ehegatten in der Region beschäftigen zu können sowie 

gleichzeitig eine gute Kinderbetreuung in den Gemeinden angeboten werden. 

Die Famulatur der angehenden Mediziner wird als gute Möglichkeit eingeschätzt, um junge Ärztinnen 

und Ärzte an die Region zu binden, jedoch erhielt keiner der Befragten in den letzten Jahren Anfragen 

für eine solche. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass sich die medizinische Versorgung durch wohnort-

nahe Allgemeinärzte in den fünf Kommunen in Zukunft durch Pensionierung und fehlende Nachfolge 

deutlich verschlechtern wird. 
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2.3 Ergebnisse der Demograf iekonferenzen  

Da die ärztliche Versorgung stark von den gesetzlichen Vorgaben bestimmt wird, ist der kommunale 

Gestaltungsspielraum eher gering. Trotzdem befassten sich die Bürgerinnen und Bürger in den Ar-

beitsgruppen intensiv mit verschiedenen Ansätzen zur Sicherstellung der ärztlichen Versorgung. 

In der Analyse wurde festgestellt, dass die Wirtschaftlichkeit von Hausarztpraxen durch die abneh-

mende Bevölkerung und fehlendem Patientenmix (soll heißen geringer Anteil an Ălukrativenñ Privatpa-

tienten) leidet. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Demografiekonferenz sehen insbesondere 

die geringeren Lebenshaltungskosten und das gute kulturelle Angebot in der Region als Attraktivitäts-

faktor für die Anwerbung von Ärzten und Ärztinnen. Auch relative kurze Wege zwischen den Orten 

(wichtig z.B. bei Hausbesuchen) und nahegelegene Krankenhäuser werden als Pluspunkte gesehen. 

Für angehende Hausärzte sei es auch ein Vorteil den bestehenden Kundenstamm einer Praxis zu 

übernehmen. 

In der zweiten Demografiekonferenz (Ideenworkshop) wurden zudem drei Maßnahmen zur Umset-

zung vorgeschlagen: 

¶ Stipendien für potentielle Landärzte 

¶ Verhandlungen mit der Kassenärztlichen Vereinigung, um die Rahmenbedingungen zu ver-

bessern 

¶ ĂMultiple Häuserñ (Hªuser mit mehrfacher Nutzung) in der Dorfmitte könnten als Satellitenpra-

xen fungieren und gleichzeitig zur Lösung der Leerstandsproblematik beitragen 

Die in den Demografiekonferenzen gemachten Maßnahmenvorschläge wurden im weiteren Prozess-

verlauf auf Machbarkeit überprüft. 

 

2.4 Ziele und Strategien  zur Verbesserung der medizinischen Versorgung  

Die im folgenden dargestellten Ziele und Strategien wurden im Rahmen des sogenannten 

Visionenspiels in ihrer Grundidee in der Demografiekonferenz erarbeitet, vom Büro KlimaKom eG 

ausformuliert und intensiv mit der Steuerungsrunde diskutiert und abgestimmt. Mit der Erarbeitung von 

Zielen kann die Frage ĂWo wollen wir hinñ beantwortet werden. Die Formulierung von Strategien dient 

der Beantwortung der Frage ĂWie kommen wir dahin?ñ. Ziele und Strategien werden durch MaÇnah-

men und Handlungsempfehlungen konkretisiert. 

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Demografiekonferenzen und der Steuerungsrunde haben 

sich auf folgende Ziele und Strategien im Bereich der medizinischen Versorgung verständigt. 

Ziele  

¶ Die haus- und fachärztliche und medizinische Versorgung ist in der Fläche langfristig ge-

sichert, auch durch neue Lösungsansätze.  

¶ Professionelle Ansätze in der medizinischen und ärztlichen Versorgung sind mit ehren-
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amtlichen / semiprofessionellen Strukturen (wie z.B. Nachbarschaftshilfe) verknüpft. 

¶ Die Gesunderhaltung der Bevölkerung in allen Altersgruppen wird präventiv unterstützt. 

Strategien zur Zielerreichung  

¶ Steuerungsgruppe zur ärztlichen und medizinischen Versorgung gründen, die den Pro-

zess begleitet, die die Akteure an einen Tisch holt und Fördermittel akquiriert. 

¶ Medizinisches Zentrum Fichtelnaabtal etablieren und hierfür neue Versorgungsstrategien 

erarbeiten (mobile Ärzte anstatt mobile Patienten) 

¶ Programm zur Gewinnung von Ärzten entwickeln 

¶ Nachbarschaftshilfen und Mehrgenerationenhäuser auf- und ausbauen 

 

2.5 Maßnahmen  

Insbesondere die erste Zielsetzung ï die langfristige Sicherung der haus- und fachärztlichen und me-

dizinischen Versorgung in der Fläche ï wurde durch verschiedene Maßnahmen in der Projektlaufzeit 

vorbereitet. Erstens wurde der Versorgungsgrad kleinräumig für die fünf Kommunen berechnet, zwei-

tens wurden im Rahmen eines Studienprojekts Erkenntnisse zu den Attraktivitätsfaktoren des ländli-

chen Raums für Nachwuchsmediziner gesammelt und drittens nach Möglichkeiten zur Verbesserung 

der medizinischen Versorgung gemeinsam mit der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns gesucht. 

Die Maßnahmen dienen der Informationsbeschaffung und der Erkenntnisgewinnung, um darauf auf-

bauend weitere Schritte (im Sinne von Handlungsempfehlungen) nach Projektabschluss unternehmen 

zu können. Eine Maßnahme, die über die Informationsbeschaffung hinausging, ist die Erstellung eines 

Films für Marketingzwecke.  

2.5.1  Erstellung Marketingfilm  

Im Rahmen des Projekts überlegten die in Neusorg ansässigen Ärzte, wie sie ihren Heimatort und 

Praxisstandort vermarkten können, so dass Mediziner auf ihn aufmerksam gemacht werden und so 

erste Gespräche mit potenziellen Nachfolgern geführt werden können. Die Idee, einen Marketingfilm 

zu erstellen, gewann an Konturen und wurde noch im Rahmen der Projektlaufzeit umgesetzt. Es ent-

stand ein ansprechender Kurzfilm, der einerseits die attraktive Landschaft und das Kulturangebot her-

ausstellte und andererseits einen Nachfolger / eine Nachfolgerin für die Gemeinschaftspraxis Praxis 

Bollig / Happel sucht. Der Film kann über die Homepage der Gemeinde Neusorg angesehen werden   

(http://www.neusorg.de/news/1/280934/nachrichten/gemeinde-neusorg;-nachfolger-in-der-

gemeinschaftspraxis-f%C3%BCr-allgemeinmedizin-gesucht.html). 

Es gibt bereits erste Überlegungen einen Werbefilm, der sich an Nachwuchsmediziner richtet, für das 

Gesamtgebiet der Steinwaldallianz herzustellen. 
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2.5.2  Ermittlung des lokalen Versorgungsgrads  

Ein Ergebnis des Gesprächs mit den Bürgermeistern / der Bürgermeisterin und den beiden Landtags-

abgeordneten Annette Karl und Tobias Reiß war, den Versorgungsgrad kleinräumig zu berechnen. 

Nach dem Versorgungsatlas der Kassenärztlichen Vereinigung Bayerns vom September 2014 sind die 

fünf untersuchten Kommunen Teil des Bezirks Wunsiedel / Marktredwitz in Oberfranken. Der Versor-

gungsgrad liegt für diese Region bei 111,4 %. Damit gilt die Region als Ă¿berversorgtñ. Die Praxis-

standorte liegen aber vor allem in Marktredwitz, Wunsiedel und Arzberg.
1
 Eine räumliche Ungleichver-

teilung liegt somit zugunsten der größeren Städte vor. Da ab einem Versorgungsgrad von 110 % keine 

neuen Arztpraxen im entsprechenden Planungsgebiet mehr eröffnen dürfen, muss verstärkt darauf 

geachtet werden, dass die vorhandenen Standorte erhalten bleiben. Sobald eine Arztpraxis länger als 

sechs Monate geschlossen ist, geht die Zulassung für die Niederlassung verloren. Auch wenn sich 

nach dieser Frist ein Arzt finden würde, der die Praxis gerne weiterführen würde, würde ihm auf Grund 

der offiziellen Überversorgung der Region wahrscheinlich keine neue Zulassung erteilt werden. 

Durch die räumliche Ungleichverteilung der Ärzte einerseits und die drohenden Praxisschließungen in 

den fünf Kommunen sind viele der Bewohnerinnen in naher Zukunft gezwungen, weite Wege auf sich 

zu nehmen, um zu einem Arzt zu gelangen. Da jedoch im Untersuchungsgebiet das öffentliche Ver-

kehrsnetz nur sehr grundlegend ausgebaut ist und hier viele ältere Bürgerinnen und Bürger leben, 

welche nicht oder nicht mehr lange selbstständig (auto-)mobil sind, ist es allen Projektbeteiligten wich-

tig, dass die ärztliche Grundversorgung auch wohnortnah gewährleistet wird. 

Aus diesem Grund wurde der Versorgungsgrad für das Planungsgebiet der Kommunen Brand, 

Ebnath, Neusorg, Pullenreuth und Waldershof nach den Bedarfsplanungs-Richtlinien vom 20. Dezem-

ber 2012 berechnet. Die Vorgehensweise wurde dabei der Anlage 4.2 des besagten Dokumentes 

entnommen.
2
 

Für die Berechnung des Versorgungsgrades der gedachten Planungsregion Brand, Ebnath, Neusorg, 

Pullenreuth und Waldershof müssen nach den Richtlinien der Bedarfsplanung zuerst folgende Para-

meter erhoben werden: 

TABELLE 8: PARAMETER ZUR BERECHNUNG DES VERSORGUNGSSTANDARDS . EIGENE DARSTELLUNG NACH KVB  VERSOR-

GUNGSATLAS HAUSÄRZTE 2014, S. 122 

Parameter  Faktor  

Einwohner im Mittelbereich 10450 

Verhältniszahl je Einwohner 1671 

Anzahl der Ärzte 5 

Allgemeine Altersfaktoren 79,4   /   20,6 

Regionale Altersfaktoren 80,5   /   19,5 

     Brand      79,1   /   20,9 

     Ebnath      79,5   /   20,5 

                                                      
1
 KVB: Versorgungsatlas Hausärzte, 2014: S. 122. 

2
 Gemeinsamer Bundesausschuss: Richtlinie, 2012: S. 76 
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     Neusorg      84,7   /   15,3 

     Pullenreuth      82,0   /   18,0 

     Waldershof      77,9   /   22,1 

Leistungsbedarfsfaktor 2567  

 

Anschließend werden die Faktoren in folgende Gleichungen eingesetzt.  

Berechnung des Demografiefaktors: 

 

79,4 + (20,6 x 2567) 

-----------------------------  =    1,0562977442 

80,5 + (19,5 x 2567) 

 

Korrigierte Verhältniszahl:    

1671 x 1,0562977442 =     1765,0735305582 

 

Korrigierter Versorgungsgrad:    

 

1765,0735305582 x 5 x 100 

--------------------------------------   =          84,45 % 

10450  

Der Versorgungsgrad der gedachten Planungsregion liegt bei gerade einmal 84,45 %. Ergänzt mit der 

hohen Altersstruktur der praktizierenden Ärzte der Region lässt sich eine drohende Unterversorgung 

erkennen. 

 

2.5.3 Ermittlung der Attraktivitätsfaktoren für Nachwuchsmediziner innen und Nachwu chs-

mediziner  

Im Rahmen des Studienprojekts ĂMedizinische Versorgung im ländlichen Raumñ haben sich f¿nf Stu-

dierende (H. Barbara Demeterova, Kerstin Gebauer, Sascha Köpf, Franziska Krämer und Annika 

Landscheidt) des Masterstudiengangs Humangeographie ï Stadt- und Regionalforschung der Univer-

sität Bayreuth damit befasst, die Rahmenbedingungen für die medizinische Versorgung sowie den 

zunehmenden Ärztemangel in ländlichen Räumen zu untersuchen. Das Untersuchungsgebiet des 

Studienprojekts war das Wirtschaftsband A9 Fränkische Schweiz. 
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Die Entstehung des Projekts hängt wesentlich mit der Situation der ärztlichen Versorgung in Pegnitz 

zusammen. Der einzige Kinderarztsitz wurde aufgrund fehlender Nachfolge im Jahr 2012 geschlos-

sen, was zu großem Unmut innerhalb der Bevölkerung führte. Vor dem Hintergrund der mittlerweile 

insgesamt geltenden Nachfolgeproblematik der Fachärzte in der Region, wandte sich der Erste Bür-

germeister von Pegnitz, Uwe Raab, gemeinsam mit Dipl.-Geogr. Michael Breitenfelder vom Wirt-

schaftsband A9 Fränkische Schweiz mit dem Anliegen an Prof. Dr. Manfred Miosga von der Universi-

tät Bayreuth um gemeinsam mit den Studierenden Strategien zu formulieren, wie eine Region ange-

sichts dieser Situation reagieren könnte. 

Im Rahmen eines zweisemestrigen Studienprojekts (April 2014 ï März 2015) wurde zunächst intensiv 

zu theoretischen Grundlagen zum demografischen Wandel sowie zu Rahmenbedingungen medizini-

scher Versorgung in ländlichen Räumen recherchiert. Zu Beginn des Projekts wurde mittels eines 

kurzen, standardisierten Fragebogens, der an alle niedergelassenen Ärztinnen und Ärzte im Wirt-

schaftsband A9 ausgesendet wurde, eine erste Analyse der gegenwärtigen ärztlichen Versorgungssi-

tuation getätigt. Dieser diente dem gleichen Zweck wie jener der anschließend in den fünf Kommunen 

der Steinwald-Allianz durchgeführt worden ist. Es sollten Angaben über die ursprünglichen Rahmen-

bedingungen und Motive der Praxisgründung sowie der Niederlassung, die Einschätzung der Befrag-

ten zur Nachfolgesituation zu ermitteln, den Auslastungsgrad der Praxis aber auch das über das mo-

mentane Alter der Befragten gesammelt werden. Nach einer ersten Analyse der gesammelten Daten 

und der ermittelten Ist-Situation in der Untersuchungsregion, ergab sich infolge weiterer Überlegungen 

eine Schwerpunktverlagerung des Studienprojekts. Durch die sich abzeichnende Nachfolgeproblema-

tik wurde der Fokus schließlich auf junge Medizinstudierende verlagert. Deren veränderte Wahrneh-

mung des ländlichen Raums sowie der Hausarzttätigkeit auf dem Land gehen einher mit zunehmend 

stärker abweichenden, alternativen Lebenskonzepten einer neuen Ärztegeneration. Diese Entwicklung 

sollte dabei stärker fokussiert und dargestellt werden. Das Ziel des Projekts war es, konkrete Hand-

lungsstrategien für Kommunen aus den gesammelten Daten abzuleiten. 

Folgende forschungsleitende Fragestellung wurde im Studienprojekt bearbeitet 

ĂWelche Anreize kºnnen Kommunen im lªndlichen Raum schaffen, um f¿r angehende  rztin-

nen und Ärzte ein attraktiver Arbeitsort zu sein? ñ 

Unterfragen dazu waren 

¶ Wie gestaltet sich die Versorgungssituation im ländlichen Raum am Beispiel des Wirt-

schaftsbands A9 Fränkische Schweiz? 

¶ Welche Vorstellungen haben angehende Ärztinnen und Ärzte von ihrem zukünftigen Ar-

beitsumfeld? 

¶ Wie verhalten sich die Vorstellungen der angehenden Ärztinnen und Ärzte im Vergleich zu 

den bereits praktizierenden Ärzten? 
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Methoden zur Beantwortung der Forschungsfrage  

¶ standardisierte Befragung unter niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten im Wirtschafts-

band A9 Fränkische Schweiz  

¶ standardisierte Online-Befragung unter Medizinstudierenden (deutschlandweit in ver-

schiedenen Foren und sozialen Netzwerken online geschaltet)  

¶ leitfadengestützte Interviews mit Medizinstudierenden  

¶ leitfadengestützte Interviews mit niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten im Wirtschafts-

band A9 Fränkische Schweiz 

 

Ergebnisse der Untersuchung  

Die Ergebnisse der Studie lassen sich wie folgt kurz zusammenfassen: 

¶ Laufzeit der Befragung: 4 Wochen 

¶ Rücklauf: 164 Medizinstudierende; 66 % weiblich, 34 % männlich 

¶ Verteilung im WS 2013/2014 bundesweit: 61 % weiblich, 39 % männlich (vgl. STATISTI-

SCHES BUNDESAMT 2015, o.S.) 

¶ Durchschnittsalter im Sample: 24 Jahre; voraussichtliches Ende des Studiums: 2017 

40 % der Befragten streben die fachärztliche Ausbildung in der Allgemeinmedizin, Kinderheilkunde 

oder in der Inneren Medizin an. Bundesweit waren 2013 32 % der Ärzte in diesen Fachrichtungen tätig 

(vgl. BUNDESÄRZTEKAMMER 2014, o.S.). 

Generell können sich insgesamt 44 % der befragten Studierenden vorstellen, später als Landarzt tätig 

zu sein. Als Gründe hierfür wurden vor allem folgende Aspekte genannt: 

¶ Heimatverbundenheit 

¶ wirtschaftliche Gründe (zum Beispiel geringe Mietkosten) 

¶ hohe Lebensqualität 

¶ günstige Übernahmebedingungen für Praxen 

56 % wollen den Beruf als Arzt nicht auf dem Land ergreifen. Für diese Studierenden spricht gegen 

den ländlichen Raum: 

¶ keine angemessene Bezahlung (im Vergleich zu einer Niederlassung in einer Stadt) 

¶ zu hohe Arbeitsbelastung (z.B. Notdienste) 

¶ zu wenig Berufsmöglichkeiten für Partner 

¶ keine Möglichkeit zum medizinischen Austausch (da weniger Kollegen) 

¶ geringes kulturelles Angebot 

¶ schlechte Infrastruktur 

¶ Abgeschiedenheit, lange Wege in die Stadt 

Aus den genannten Gründen gegen den Beruf als Landarzt ist deutlich zu erkennen, dass bei vielen 
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Menschen aufgrund von Vorurteilen ein verzerrtes Bild des ländlichen Raumes besteht. 

Abbildung 60 verdeutlicht, dass der kollegiale Austausch dem Großteil der Medizinstudierenden sehr 

wichtig ist, da 91 % die Arbeit in Kliniken oder Gemeinschaftspraxen gegenüber der Arbeit in einer 

Einzelpraxis bevorzugen. Ebenso eindeutig gestaltet sich die Antwort auf die Frage, ob die Medizin-

studierenden lieber eine Praxis übernehmen oder neugründen wollen:  

85 % derjenigen, die in einer Gemeinschafts- oder Einzelpraxis praktizieren wollen, können sich vor-

stellen, eine Praxis selbstständig zu führen. Davon bevorzugen 82 % die Praxisübernahme. 

 

ABBILDUNG 61: BEVORZUGTE ARBEITSFORM DER BEFRA GTEN STUDIERENDEN IN %; QUELLE : GEBAUER , KRÄMER 2015, 
O.S. 

Bei den Vorstellungen zu ihrem späteren Arbeitsumfeld gibt es teilweise deutliche Unterschiede zwi-

schen den Studierenden, die sich vorstellen können auf dem Land zu praktizieren, und denen, die 

nicht dazu bereit sind.  

ĂLandaffineñ Medizinstudierende im Vergleich zu den Ălandabgeneigtenñ (Abbildung 60): 

¶ unternehmerische Selbstständigkeit und die Nähe zum Studienort für alle Studierenden 

eher unwichtig 

¶ feste Arbeitszeiten sowie die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in beiden Gruppen 

wichtig  

¶ der Zugang zur aktuellen Technik und den diagnostischen Möglichkeiten ist beiden Grup-

pen wichtig, für die landaffinen Studierenden jedoch etwas weniger 

¶ landaffine Studierende legen weniger Wert auf überdurchschnittliches Gehalt und finanzi-

elle Anreize 

¶ Ălandaffinenñ Studierenden ist der intensive persönliche Kontakt zu den Patienten sehr 

wichtig 

24% 

23% 
44% 

5% 4% 

Klinik 

Uniklinik 

Gemeinschaftspraxis 

Einzelpraxis 

andere Arbeitsform 
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ABBILDUNG 62: DURCHSCHNITTLICHE EINSCHÄTZUNG VON ASPEKTEN FÜR DAS SPÄT ERE ARBEITSUMFELD IN BEZUG AUF 

DIE BEREITSCHAFT, SICH ALS LANDARZT NIEDERZULASS EN; QUELLE : GEBAUER , KRÄMER 2015, O.S. 

Zusammenfassend wird von den Befragten mehr Sicherheit im späteren Beruf gewünscht, so zum 

Beispiel geregelte Arbeitszeiten, geregelte Notdienste, geregelte Urlaubsvertretungen sowie ein gesi-

chertes Angestelltenverhältnis. 

Im Verlauf der Befragung war auch das Medizinstudium ein wichtiger Aspekt der Untersuchung, um 

herauszufinden, in welchem Studienabschnitt die Befragten die Möglichkeit haben, den Landarztberuf 

kennenzulernen. Ein praktischer Studienabschnitt ist die Famulatur. Diese hat den Zweck, die Medi-

zinstudierenden mit der Patientenversorgung vertraut zu machen. Da ein Monat der Famulatur in einer 

Einrichtung der hausärztlichen Versorgung absolviert werden muss, kann die Famulatur auch eine 

Gelegenheit für die Famulanten sein, den ländlichen Raum für einen begrenzten Zeitraum kennenzu-

lernen. 

Von den Studierenden, die noch nicht ihre gesamte Famulatur absolviert haben, haben 69 % Interes-

se daran, einen Teil ihrer Famulatur im ländlichen Raum abzuleisten. Gründe, welche aus Sicht der 

Studierenden für eine Famulatur auf dem Land sprechen, sind folgende: 

¶ Erfahrungen sammeln und Strukturen auf dem Land kennenlernen 

¶ Pflicht der Allgemeinarztfamulatur als Chance, um ein anderes Arbeitsumfeld zu erleben 

¶ persönlichere Betreuung in kleineren Einrichtungen 

¶ Möglichkeit zum persönlichen und intensiven Patientenkontakt 
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31 % der Studierenden, welche kein Interesse daran haben, einen Teil ihrer Famulatur im ländlichen 

Raum abzuleisten, bemängeln folgende Punkte: 

¶ fehlende Unterkunftsmöglichkeiten im ländlichen Raum 

¶ höherer Aufwand einer Famulatur auf dem Land (zum Beispiel bei der Suche einer 

Famulaturstelle) 

¶ schlechte Erreichbarkeit der Praxen 

Des Weiteren spielen persönliche Aspekte wie das fehlende Interesse am Land, familiäre Gründe und 

das nicht Vorhandensein der gewünschten Fachrichtung in ländlichen Gebieten in die Entscheidung 

gegen eine Famulatur im ländlichen Raum mit hinein. 

Zusammenfassend zeigt sich somit, dass ein Interesse bei den Medizinstudierenden besteht ihre Fa-

mulatur im ländlichen Raum zu absolvieren und dass durch Verringerung des Aufwands, eine Famula-

tur auf dem Land abzuleisten, noch mehr Studierende dafür gewonnen werden können. 

Der letzte Abschnitt der Befragung beschäftigte sich mit Anwerbestrategien und bestehenden Konzep-

ten zur Förderung des Medizinernachwuchses. Kommunen und Kliniken in ländlichen Räumen sowie 

die Länder versuchen bereits seit einigen Jahren durch verschiedene Strategien und Konzepte, Medi-

zinstudierende für eine spätere Tätigkeit als praktizierender Arzt zu gewinnen und gleichzeitig auch zu 

binden. Daher galt es zu untersuchen, welche der Anwerbestrategien und der bestehenden Konzepte 

bei den Studierenden bekannt sind und bereits wahrgenommen werden, wie sich in Abbildung 61 

zeigt. 

 

ABBILDUNG 63: BEKANNTHEIT DER ANWERBESTRATEGIEN (ANZAHL DER NENNUNGEN); QUELLE : GEBAUER , KRÄMER 

2015, O.S. 

Somit zeigt sich, dass viele der bereits praktizierten Anwerbestrategien den Medizinstudierenden be-

kannt sind, diese jedoch offensichtlich nicht sehr beworben werden, wodurch nur ein geringerer Anteil 

der Studierenden solche Anwerbestrategien bereits selbst erlebt hat. 

Bei den bestehenden Konzepten, die Medizinstudierende in Form von Stipendien ansprechen sollen, 

um einen Anreiz für die Niederlassung auf dem Land zu schaffen, sind vor allem monatliche finanzielle 

Unterstützungen durch eine Klinik, eine Kommune oder ein Bundesland bekannt (Abbildung 62). Die 
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einmaligen finanziellen Unterstützungen und die monatlichen Unterstützungen der Kassenärztlichen 

Vereinigung sind bei den Studierenden weniger publik. 

 

 

ABBILDUNG 64: BEKANNTHEIT DER BESTE HENDEN KONZEPTE (ANZAHL DER NENNUNGEN); QUELLE : GEBAUER , KRÄMER 

2015, O.S. 

Wie bei den Anwerbestrategien zeigt sich, dass die Konzepte zwar bekannt sind, jedoch nur sehr we-

nige Studierende ein solches Konzept beanspruchen. Genauer betrachtet nehmen nur 3 % der 164 

befragten Studierenden solch ein Konzept in Anspruch: 

¶ Vier Studierende erhalten monatlich eine finanzielle Unterstützung während des Studiums 

von einer Klinik, mit der Verpflichtung später in der Klinik zu praktizieren.  

¶ Ein Befragter nimmt die monatliche finanzielle Unterstützung durch ein Bundesland ent-

gegen und verpflichtet sich somit später auf dem Land zu arbeiten. 

 

2.5.4 Klärung der Rahmenbedingungen im Dialog mit der Bezirksstelle Oberfranken der Ka s-

senärztlichen Vereinigung  

Die ärztliche Versorgung ist Aufgabe der Kassenärztlichen Vereinigung (KV). Um die rechtlichen 

Rahmenbedingungen abzuklären und zu erfahren, welche Einflussmöglichkeiten die Kommunen ha-

ben, fand ein Informationsgespräch mit Vertreterinnen der Bezirksstelle Oberfranken der Kassenärztli-

chen Vereinigung statt, an dem ausgewählte Bürgermeister sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

von KlimaKom e.G. teilnahmen. Die Ergebnisse des Treffens werden nachfolgend zusammengefasst. 

Zuweisung von Arztsitzen  

Die Sicherstellung der ärztlichen Versorgung ist ein gesetzlicher Auftrag, den die Kassenärztliche 

Vereinigung in Selbstverwaltung wahrnimmt. Die kleinste Verwaltungseinheit ist der Mittelbereich. In 

Bayern gibt es 137 Mittelbereiche. 

Der Mittelbereich Ă65-09 Wunsiedel / Marktredwitzñ umfasst die folgenden Kommunen: Arzberg, Bad 
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Alexandersbad, Brand , Ebnath , Hohenberg a.d. Eger, Kirchenlamitz, Marktredwitz, Nagel, Neusorg , 

Pullenreuth , Röslau, Schirnding, Tröstau, Waldershof , Wunsiedel. 

Die Zulassung einer Praxis ist immer orts- und personengebunden. 

Über die Zulassung von Ärzten entscheidet ein Zulassungsausschuss pro Regierungsbezirk, der von 

drei Vertretern der Ärzteschaft und drei Vertretern der Krankenkassen besetzt ist. Anhand einer Ver-

hältniszahl wird berechnet, ob ein Mittelbereich unterversorgt oder überversorgt ist. 

Eine Versorgungssituation unter 85 % ermöglicht besondere Fördermaßnahmen für die Region, ab 

über 110% Bedarfsdeckung dürfen sich in der Regel keine Ärztinnen und Ärzte im Mittelbereich nie-

derlassen und Arztsitze können nach Bedarf von der KV eingezogen werden. Dies ist besonders bei 

Fachärzten tragend, da fast alle über 200% Versorgungsgrad in den ausgewiesenen KV-Regionen 

aufweisen. 

Innerhalb eines Mittelbereiches besteht für die KV keine Möglichkeit, auf den Ort der Niederlassung 

einzuwirken. Die Wanderung innerhalb der (überversorgten) Mittelbereiche ist demnach möglich und 

führt häufig zu einer Konzentration der Ärztinnen und Ärzte an zentralen Orten und zu einem schrump-

fenden Angebot in der Fläche. In seltenen Ausnahmefällen ist es deshalb möglich, in einem Mittelbe-

reich mit berechneter Überversorgung trotzdem einen weiteren Arztsitz zuzulassen, falls er sich in 

einer schlecht versorgten Region des Mittelbereiches befindet. Eine ĂSonderbedarfszulassungñ bietet 

deshalb die Möglichkeit Ausnahmen zu schaffen, beispielsweise für sehr kleine Ortschaften, welche 

sich offiziell in Ă¿berversorgtenñ Gebieten befinden, jedoch weit entfernt vom nªchsten Arztsitz liegen. 

Ob der Zuschnitt der Mittelbereiche eine ausreichende Versorgung sicherstellen kann, soll im Jahr 

2015 in allen Fällen überprüft werden, in denen die Ausdehnung des Mittelbereichs 30 Kilometer 

überschreitet.  

Nachfolgeregelungen  

Wenn der Inhaber einer Zulassung sich aus der Praxis zurückziehen möchte, wird in einem sogenann-

ten Nachbesetzungsverfahren eine Nachfolge durch die KV gesucht.  

Zunächst muss dabei ein Antrag beim Zulassungsausschuss der KV auf die Zulassung der Nachbe-

setzung gestellt werden. Wenn diese dann seitens der KV bewilligt wird, erscheint ein Inserat im bay-

rischen Staatsanzeiger. Wenn schlieÇlich ein ĂNachbesetzungswilligerñ gefunden wird, muss ein er-

neuter Antrag an den Ausschuss für eine Praxisübernahme gestellt werden und erst dann, wenn eine 

positive Übernahmebewilligung vorliegt, besteht die Möglichkeit der Nachbesetzung.  

Dieses Verfahren ist sehr langwierig und dauert in etwa ein halbes bis ein dreiviertel Jahr ï wobei die 

Möglichkeit auf Ablehnung des Antrags immer gegeben ist. Der Zulassungsausschuss tagt jedoch nur 

einmal im Quartal deswegen lässt sich das Fazit ziehen: je früher sich um eine Nachfolge gekümmert 

wird, desto besser!  

Die KV bietet deshalb auch eine ĂPraxisbºrseñ an, welche zwischen ĂAbgebendenñ und ĂNiederlas-

sungswilligenñ  rztinnen und  rzten vermitteln soll.  
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Es wird seitens der KV dringend empfohlen, dass sich Ärztinnen und Ärzte frühzeitig über die ver-

schiedenen Möglichkeiten der Praxisübergabe informieren sollen, etwa zwei Jahre vor dem beabsich-

tigten Ende der Tätigkeit. 

Wirtschaftliche Rahmenbedingungen  

Im Gegensatz zur allgemein vorherrschenden Meinung, ist die Einkommenssituation der Ärztinnen 

und Ärzte im ländlichen Raum laut den Vertreterinnen und Vertretern der KVB sogar besser als die 

ihrer in Städten niedergelassenen Kolleginnen und Kollegen, da die Kassenhonorare in ländlichen 

Räumen nicht gedeckelt sind und da tendenziell auf eine Ärztin bzw. einen Arzt im Schnitt mehr Pati-

entinnen und Patienten kommen. Auch wurde von einer Vertreterin der KVB die Möglichkeit ange-

sprochen, sich eine Praxis zu teilen: So kann das im Vergleich zur Stadt erhöhte Patientenaufkommen 

leichter bewältigt werden. Auch ist ein kollegialer Fachaustausch einfacher möglich. 

Die Anwesenheit eines Pflegeheims am Ort, wie in Neusorg geplant, wird für eine dort ansässige 

Arztpraxis wirtschaftlich positiv bewertet, gleichzeitig bringt dies einen erheblichen Mehraufwand für 

die niedergelassene Praxis. Dieser Mehraufwand könnte sich negativ auf die Auslastung der örtlichen 

Praxis auswirken und beinhaltet keine spezielle Zusatzunterstützung seitens der KV. 

Die Erfüllung der verpflichtenden Notdienstregelung in der Region ist eine große Belastung für ländli-

che Praxen. Die KVB möchte durch ein Pool-Arzt-System (zusätzliche Ärzte, die Bereitschaftsdienste 

übernehmen) und Begleitung durch speziell angestellte Fahrerinnen und Fahrer die niedergelassenen 

Ärzte entlasten. 

Angebote der KV  

Die KV bietet umfangreiche Beratung für niederlassungswillige Ärztinnen und Ärzte an. Jedoch ist 

man mit einem starken Misstrauen der Ärztinnen und Ärzte konfrontiert, was insgesamt als sehr prob-

lematisch für die derzeitige Situation eingeschätzt wird. 

Neben der Einzelpraxis, sollen zukünftig vor allem verschiedene gemeinschaftliche Modelle des Pra-

xisbetriebs angedacht werden, um der sich wandelnden Nachfrage nach Beschäftigungsverhältnissen 

entgegen zu kommen. Ein Vertragsarzt kann bis zu drei Ärztinnen und Ärzte in einer Praxis anstellen. 

Dadurch kann mehr Flexibilität und Entlastung der Mediziner in der Praxis gewährleistet werden und 

bietet so die Möglichkeit, den Arbeitsplatz attraktiver zu gestalten. 

Um sogenannte Ăweicheñ Standortfaktoren, wie Kindergartenplªtze, attraktive Wohnmºglichkeiten 

usw. vor Ort sicherzustellen, muss auch der Kontakt zu den Gemeinden und den örtlichen Bürger-

meistern gesucht werden, da hier die Grundbedingungen gewährleistet werden müssen. 

Ausbildung  

Ausbildungsstellen in den ländlichen Praxen bieten im Rahmen des Praktischen Jahrs oder der Famu-

latur eine gute Möglichkeit, Studierenden einen Eindruck von den Abläufen einer Hausarztpraxis in der 

Region zu geben und diese ggf. dafür zu begeistern. 
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Soziale und Gesellschaftliche Rahmenbedingungen  

Ärztemangel gibt es nicht nur auf dem Land, sondern allgemein, da es nicht genügend Studienplätze 

gibt. Die KV bestätigt den Trend, dass immer mehr Frauen den Arztberuf (70 %) ergreifen und sich 

damit auch das Anforderungsprofil für den optimalen Praxisstandort verändert. Die Vereinbarkeit von 

Familie und Beruf tritt dadurch noch stärker in den Vordergrund. 

Um eine langfristige Versorgung gewährleisten zu können, müssen die Gemeinden viel früher intensiv 

mit den eigenen Ärztinnen und Ärzten in Kontakt treten und gemeinsam den Austausch mit der KV 

suchen, so das Fazit der Vertreterinnen der KV. 

 

2.6 Weitergehende Handlungsempfehlungen  

Aus den dargestellten Ergebnissen der Studierendenbefragung sowie jener der praktizierenden Ärz-

tinnen und Ärzte im Wirtschaftsband A9 Fränkische Schweiz haben sich im Rahmen des Studienpro-

jekts konkrete Handlungsempfehlungen ableiten lassen, die im Folgenden dargestellt werden. 

 

2.6.1 Geeignete Organisationsformen bereitstellen  

Innovative Kooperationsmodelle  

Attraktiv für Ärzte sind Gemeinschaftspraxen oder Medizinische Versorgungszentren, da hier das un-

ternehmerische Risiko geteilt und die Arbeitsbelastungen geringer sind. So wären beispielsweise Sa-

tellitenpraxen und kommunale Ärztehäuser mit Möglichkeiten der Teilzeitbeschäftigung sowie der 

Senkung der Dienstfrequenz vorstellbar.  

Regionale Vernetzung d er Akteure  

Durch die Vernetzung aller regionalen Akteure im Gesundheitswesen kann den angehenden Medizi-

nern ihre fachärztliche Weiterbildung erleichtert werden. Des Weiteren kann in Folge der einfacheren 

Kommunikation zwischen den Akteuren die Patientenbetreuung besser gestaltet und die Ärzte entlas-

tet werden.  

Entbürokratisierung und Einsatz von Ehrenamtlichen  

Die stark zunehmende Bürokratisierung des (haus-)ärztlichen Alltags beeinflusst vor allem die Zeit zur 

Patientenbetreuung negativ. Eine Verringerung der Arbeitsbelastung in der (haus-)ärztlichen Versor-

gung ist zwingend notwendig. Durch ein einheitliches IT-System können administrative Aufgaben ab-

gebaut und die Ärztinnen und Ärzte bürokratisch entlastet werden, wodurch wieder mehr Zeit zur Pati-

entenbetreuung gewonnen wird. Zusätzlich kann für die Ärztin oder den Arzt Zeit eingespart werden, 

wenn die Patientinnen und Patienten zum Hausarzt kommen und nicht umgekehrt. Mithilfe von ehren-

amtlichem Engagement könnte dieses Problem, zum Beispiel durch Bürgerbusse, gelöst werden.  
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Einsatz von Nichtärztlichen Praxisassistenten  

Seit dem 1.Januar 2015 können sich alle Hausärzte bei der Betreuung ihrer Patienten durch nichtärzt-

liche Praxisassistenten unterstützen lassen. Damit können niedergelassene Ärzte ihre Kapazitäten 

erhöhen. Nichtärztliche Praxisassistenten übernehmen vor allem Hausbesuche und können damit den 

Hausarzt entlasten. Für die Tätigkeit als Praxisassistent kommen medizinische Fachangestellte, Arzt-

helfer oder Krankenpfleger in Betracht, die eine spezielle Zusatzqualifikation erwerben müssen. Der 

Hausarzt muss den Einsatz eines Praxisassistenten bei der Kassenärztlichen Vereinigung beantra-

gen.  

 

2.6.2 Medizinstudierende an den ländlichen Raum heranführen  

Mentorenprogramme durch praktizierende Ärztinnen  und Ärzte  

Aufgrund fehlender Ansprechpartner und mangelnder Informationsvermittlung über den ländlichen 

Raum stehen viele Medizinstudierende einer Famulatur oder einem Praktischen Jahr auf dem Land 

eher skeptisch gegenüber. So stellen sich vor allem die Erreichbarkeit der Praxen und die fehlenden 

Unterkunftsmöglichkeiten als Probleme dar. Durch ein Mentorenprogramm, dass vor allem von prakti-

zierenden Ärztinnen und Ärzten im ländlichen Raum geleitet wird, können die angehenden Medizine-

rinnen und Mediziner die Vorteile des Landarztberufes kennenlernen und praktische Erfahrungen in 

diesem Bereich sammeln. Die Mentorinnen und Mentoren sollten dabei hilfreich zur Seite stehen. 

Famulatur und Praktisches Jahr als Kennenlernen der Landarzttätigkeit  

Die praktischen Abschnitte des Medizinstudiums, das heißt die Famulatur und das Praktische Jahr, 

können als zeitlich begrenztes Kennenlernen des Landarztberufes sowie des ländlichen Raums ge-

nutzt werden. Der ländliche Raum ist meistens nicht so begehrt, da die Organisation für die Famulatur 

oder das Praktische Jahr auf dem Land zu schwierig und aufwendig ist. Damit den angehenden Medi-

zinern der Zugang zum ländlichen Raum erleichtert und dieser für Studierende attraktiver wird, können 

Kommunen ggf. Unterkunftsmöglichkeiten, zum Beispiel ĂWelcome-Suitesñ, sowie eine finanzielle 

Unterstützung bereitstellen. Dies muss jedoch mit den allgemeinen Regularien der Wirtschaftsförde-

rung abgeprüft werden. Dadurch könnte erzielt werden, dass mehr Medizinstudierende eine Absolvie-

rung der Famulatur oder des Praktischen Jahrs auf dem Land in Erwägung ziehen.  

Flexible Stipendien für Medizinstudierende  

Die Stipendien für Medizinstudierende sind oftmals nicht flexibel genug. Sie müssen sich zu früh in 

ihrem Studium festlegen, in welchem ländlichen Gebiet sie später tätig sein wollen. Ihr späterer Le-

bensmittelpunkt ist dadurch stark vorherbestimmt. Aus diesem Grund sollte die Wahl des Tätigkeits-

gebiets im ländlichen Raum so frei wie möglich sein und der Zeitpunkt der Verpflichtung erst im fort-

geschrittenen Studium erfolgen.  
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2.6.3 Informationsdefizite beheben  

Imageverbesserung des ländlichen Raumes  

Das Image des ländlichen Raumes muss verbessert werden, um dessen positiven Seiten und Aspekte 

auf allen Ebenen im Rahmen von aufeinander abgestimmten Aktionen besser herauszustellen. Dazu 

bedarf es eines intensiven Innen- und Außenmarketings, welches die Stärken und Chancen des länd-

lichen Raumes deutlich darstellt. Hier sollte vor allem auf das ï entgegen der verbreiteten Annahmen 

ï breite kulturelle Angebot und die hohe Lebensqualität des ländlichen Raumes eingegangen werden. 

Sensibilisierung der Bürgerinnen und Bürger  für das Versorgungsspektrum des Allgemeinm e-

diziners  

Im Zuge der Fortschreitung der Kommerzialisierung der medizinischen Versorgung gehen viele Bürge-

rinnen und Bürger unnötigerweise zum spezialisierten Facharzt, obwohl eine Allgemeinmedizinerin 

oder ein Allgemeinmediziner ebenfalls in der Lage wäre eine Diagnose zu stellen und den Patienten 

zu behandeln. Nur in Spezialfällen müsste ein Facharzt konsolidiert werden. Die Bürgerinnen und 

Bürger müssen in Form von Informationsveranstaltungen darauf hingewiesen werden, dass in vielen 

Fällen die Aufgaben eines Facharztes durch eine Allgemeinmedizinerin einen Allgemeinmediziner 

übernommen werden können und dass das Wegfallen eines Facharztes nicht immer einen Nachteil 

bedeuten muss. 

 

2.6.4 Flankierende Maßnahmen  

Stärkung der regionalen Verbundenheit  

Gerade junge Menschen sind wegen ihres Studiums oder ihrer Ausbildung häufig gezwungen ihre 

Heimatregion zu verlassen. Die Wanderung erfolgt hierbei oftmals vom ländlichen Raum in einen Bal-

lungsraum. Nach Beendigung der Ausbildung oder des Studiums wandert nur ein geringer Teil dieser 

Fachkräfte in die Heimatregion zurück. Um diese zumeist jungen Fachkräfte wieder in die Region 

zurückzuholen, muss die regionale Verbundenheit gestärkt werden. Ob durch soziokulturelle Faktoren 

wie Familie und soziale Netzwerke, geographische Faktoren wie die Ästhetik der Landschaft oder 

ökonomische Faktoren ï es gibt viele Gründe in die Heimatregion zurückzukehren. Diese Gründe für 

eine Rückwanderung müssen den potentiellen Rückkehrern aufgezeigt werden. Diesbezüglich gibt es 

die Mºglichkeit der Schaffung sogenannter ĂR¿ckkehrerbºrsenñ, zum Beispiel in sozialen Medien, 

über welche sich potentielle Zu- und Rückwanderer informieren und auf dem Laufenden zu ihrer Hei-

matregion halten können. 

Förderu ng weicher Standortfaktoren  

Weiche Standortfaktoren machen eine Region attraktiver, da diese die Lebensqualität unter anderem 

durch Kultur- und Freizeitangebote sowie weitere öffentliche und soziale Einrichtungen verbessern. 
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Zur Förderung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf sollten die Gemeinden ausreichend Kinderbe-

treuungsplätze mit möglichst flexiblen Rahmenbedingungen anbieten. Des Weiteren sollten Gemein-

den im ländlichen Raum niederlassungswilligen Ärzten bei der Suche nach Wohn- oder Geschäfts-

räumen unterstützen und zum Beispiel Räumlichkeiten für Weiterbildungsveranstaltungen zur Verfü-

gung stellen. In kleineren Gemeinden ist dies vor allem die Aufgabe des Bürgermeisters, der in Zu-

sammenarbeit mit der Kassenärztlichen Vereinigung niederlassungswillige Ärzte für die eigene Ge-

meinde gewinnen kann. Eine wichtige Rolle können die Bürgermeister auch bei der Suche für Praxis-

nachfolger spielen. Nach Auskunft der KV Oberfranken sollten niedergelassene Ärzte sich möglichst 

frühzeitig (zwei Jahre vor der beabsichtigten Aufgabe der Praxis) an die Kassenärztliche Vereinigung 

wenden, um die notwendigen Maßnahmen einzuleiten. Der Bürgermeister kann in dieser Hinsicht 

frühzeitig das Gespräch mit den Ärzten vor Ort suchen. 

 

2.6.5 Gestaltung der regionalen Rahmenbedingungen  

Handlungsanstoß aus der regionalen Politik  

Durch die sich wandelnde demografische Entwicklung bedarf es einer Änderung oder Anpassung der 

politischen Rahmenbedingungen, um eine qualitativ und quantitativ angemessene medizinische Ver-

sorgung aufrechtzuerhalten. Da eine Kommune keinen rechtlichen Versorgungsauftrag im Bereich der 

medizinischen Versorgung hat, müssen sich die politischen Rahmenbedingungen auf der Bundes- 

und Länderebene ändern, zum Beispiel bei der Bedarfsplanung. Die Anstöße für solche Änderungen 

müssen von der niedrigsten Instanz ï der kommunalen und regionalen Politik ï kommen. Durch die-

ses Bottom-up-Prinzip kann von den unteren Ebenen Druck auf die übergeordneten Instanzen ausge-

übt werden, um in vielen kleinen Schritten die Problematik der medizinischen Versorgung zu lösen. 

Überprüfung der Struktur des Mittelbereichs  

Ob der Zuschnitt der Mittelbereiche eine ausreichende Versorgung sicherstellen kann, soll im Jahr 

2015 in allen Fällen überprüft werden, in denen die Ausdehnung des Mittelbereichs 30 Kilometer 

überschreitet. Im betreffenden Mittelbereich ist dies der Fall. Hierzu wurde angeregt, dass die Ge-

meinden der nördlichen Steinwaldallianz einen Antrag auf eine Veränderung der Zuordnung stellen. 

Vor allem die Überschreitung der Bezirksgrenze wird als großes Hindernis empfunden. So wurde in 

den Gesprächen mit der Kassenªrztlichen Vereinigung auf Aktionen der Initiative ĂOberfranken offen-

sivñ verwiesen, in die aber Gemeinden aus der Oberpfalz nicht einbezogen werden. Auch die zum Teil 

schlechte Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln wurde angesprochen. 

In dem Antrag sollen folgende Forderungen erhoben werden: 

¶ der Zuschnitt des Mittelbereichs soll die Niederlassungsmöglichkeiten für Hausärzte in der 

nördlichen Steinwaldallianz verbessern 

¶ es soll der eingeschränkten Verfügbarkeit von öffentlichen Verkehrsmitteln Rechnung ge-
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tragen werden 

¶ es soll eine Überschreitung von Regierungsbezirksgrenzen vermieden werden 

Rechtzeitiges Handeln ist jedoch insgesamt die einzige Option, die angesichts der gegenwärtigen 

Situation angebracht ist (vgl. DEMETEROVA, H. B. ET.AL. 2015).  
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3 Themenfeld Ungenutzte Flächen und Leerstände  

Ziel des Modellprojekts war es, verlässliches Datenmaterial zur Leerstandsproblematik zu erarbeiten 

und die Bevölkerung und politische Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger für das The-

ma Leerstand und Innenentwicklung zu sensibilisieren. Außerdem wurden Ideen für Nachfolgenutzun-

gen bestehender Leerstände gesammelt und eine konzeptionelle Anleitung zum Umgang mit der 

Leerstandsproblematik erarbeitet.  

3.1 Ausgangslage  

In den ländlichen Regionen Bayerns ist die Flächeninanspruchnahme pro Kopf höher als in den Ver-

dichtungsräumen. Als Ursache für die stetige Zunahme der Siedlungs- und Verkehrsflächen ist die 

fortwährende Neuinanspruchnahme von Freiflächen für Wohnen, Infrastruktur, Handel und Gewerbe 

trotz stagnierender oder schrumpfender Bevölkerung zu sehen. Zusätzliche Wohn- und Gewerbeflä-

chen erfordern Investitionen in technische und soziale Infrastrukturen und belasten die schon ange-

spannten kommunalen Budgets mit dauerhaften Unterhaltskosten. Konjunkturelle Entwicklung, Stand-

ortkonkurrenz, die Nachfrage von Ortsrandlagen (unter anderem seitens Handel und Gewerbe) und 

der Wunsch nach mehr individueller Wohnfläche stellen die Gründe für einen zunehmenden Druck auf 

die Kommune dar, eine bauliche Entwicklung im Außenbereich zuzulassen (StMUG & LfStaD 2014).  

Die historische Dorfmitte hat im Laufe der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts Versorgungs- und 

Dienstleistungsfunktionen verloren. Die klassischen Handwerksbetriebe der Agrardörfer, Schmied, 

Wagner, Tischler, etc. und das Lebensmittelgewerbe mit Bäckern und Metzgern unterliegen auch dem 

Strukturwandel. In neuer Form belegen sie Flächen in den Gewerbegebieten und hinterlassen Leer-

stände im Ortskern. Selbst Kirchen sind in vielen Ortschaften nur noch zu besonderen Anlässen oder 

in mehrwöchigem Wechsel Orte der Begegnung. Die heutige Situation der Ortskerne ländlich gepräg-

ter Ortschaften wird von drei Entwicklungen geprägt: 

1. Der Strukturwandel in Landwirtschaft, Handel und Handwerk hinterlässt in den Ortskernen 

Brachen, Leerstände, minder genutzte Gebäude und Grundstücke, für die sich nur schwer ei-

ne neue Verwendung findet. 

2. Die Tendenz zur Zentralisierung der öffentlichen Verwaltung, der sozialen Infrastruktur sowie 

der Versorgung mit Waren und Diensten führte zu Funktionsverlusten der historischen Mitte. 

3. Der Gebäude- und Wohnungsbestand in den Ortskernen entspricht nicht mehr den heutigen 

Standards für Wohnqualität und energetischer Effizienz. Altersremanenz der Bewohner führte 

zu Instandhaltungsrückständen und erheblichem Modernisierungsbedarf. 

Mit der Ausweisung neuer Bau- und Gewerbegebiete verlieren die Ortsmitten an Bedeutung: es 

kommt zu Wohnungs- und Gewerbeleerständen, Einrichtungen der Nahversorgung und Daseinsvor-

sorge schließen und gefährliche Abwärtsspiralen werden in Gang gesetzt.  

Eine alternde Gesellschaft ist jedoch auf fußläufig erreichbare Infrastrukturangebote angewiesen. 

Zudem ist eine Versorgungsstruktur auf der Ăgr¿nen Wieseñ nicht klimaschonend, da sie vorwiegend 

für den motorisierten Individualverkehr erschlossen ist. Dringend notwendig ist ï sowohl aus demogra-
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fischen als auch aus Gründen des verantwortlichen Umgangs mit Land- und Flächenressourcen ï 

eine Lenkung der (verbliebenen) Nachfrage von Gewerbe und Wohnungsneubau in den Bestand: auf 

Baulücken und Brachen sowie eine Konzentration der Bestandsentwicklung auf die Kerne. 

 

 

ABBILDUNG 65: FUNKTIONSVERLUST DER ORTSKERNE. QUELLE : FORSCHUNGSGRUPPE STADT- UND UMWELT 2009, S. 21 

 

Während die kommunalen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträger in den ländlichen 

Kommunen bereits Strategien zur Stabilisierung der Daseinsvorsorge erarbeiten, stehen der Flächen-

verbrauch und die Konzentration auf die Innenentwicklung nur vereinzelt auf der kommunalpolitischen 

Agenda. Im Grenzland und den strukturschwachen Regionen ist der Handlungsbedarf am höchsten, 

da hier der Flächenverbrauch trotz Stagnation oder Rückgang der Bevölkerung am größten ist 

(StMUG & LfStaD 2014). 

In den ländlichen Regionen Bayerns sind jedoch auch die Potenziale für einen verantwortungsvollen 

Umgang mit Flächenressourcen enorm groß, denn mehr als ein Viertel der Innenentwicklungspotenzi-

ale liegen in Gemeinden unter 5.000 Einwohner (BBSR 2013). Auch die zu Beginn des Modellprojekts 

befragten Bürgermeister und die befragte Bürgermeisterin waren der Meinung, dass die in ihren 

Kommunen bereits heute vorhandenen Leerstände noch keinen prägenden Einfluss auf das Ortsbild 

hätten. Vitalitätsverluste werden jedoch wahrgenommen, insbesondere im Bereich der Nahversor-

gung.   

Bevor die Ergebnisse der Demografiekonferenzen und die durchgeführten Maßnahmen sowie weiter-

gehende Handlungsempfehlungen beschrieben werden, soll ein kurzer Exkurs zu Leerstandsursachen 

eingeschoben werden. 

Exkurs: Leerstandsursachen  

Der folgende Exkurs basiert auf raumwissenschaftlicher Fachliteratur und der Auswertung von Mo-

dellprojekten (Spehl 2011, Innovationsagentur Stadtumbau NRW 2009, Forschungsgruppe Stadt- und 

Umwelt 2009, Ministerium für Umwelt, Agentur ländlicher Raum 2008). 
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Leerstand von Wohngebäuden  

Sobald die Sterberaten die Geburten überwiegen, keine Zuwanderung stattfindet und die unbewohn-

ten Immobilien am Markt nicht nachgefragt werden, stellt sich das Problem des Leerstands von 

Wohngebäuden in verschärfter Form. Betroffen sind dabei nicht nur periphere ländliche Regionen, 

sondern auch spezifische Ortsteile in stagnierenden oder auch boomenden Gemeinden, d. h. insbe-

sondere Wohngebiete der 50er bis 70er Jahre, in denen die Menschen in ihren Häusern gealtert sind. 

In Kommunen in denen die Bevölkerung rückgängig ist, werden somit aus strukturellen Gründen mehr 

Immobilien angeboten als Nachfrage zu erwarten ist: 

Die vererbende Großelterngeneration ist umfangreicher als die Enkelgeneration, wobei die Kinderge-

neration, die i. d. R. älter als 50 Jahre ist, mit Wohneigentum versorgt ist. Eigene Kinder kommen als 

selbstnutzende Eigentümer auch deshalb kaum noch in Betracht, weil sie häufig nicht am Ort leben. In 

der Generation der Enkel findet die Eigentumsbildung aufgrund von kurzfristigen Arbeitsverträgen, 

Zentrenaffinität der Wirtschaft, Mobilitätserfordernissen und Energiesensibilität zunehmend seltener in 

den Dörfern der Großeltern statt. Sofern ein ländlicher Standort gewählt wird, werden häufig Neubau-

ten bevorzugt, denn die Bestandsimmobilien erfordern ein hohes Ausmaß an Um- und Anbauten, 

Modernisierungen und Sanierungen. Ein hohes Leerstandsrisiko besteht vor allem bei Gebäuden an 

stark befahrenen Straßen und bei Grundstücken ohne Freiflächen in Dorfkernen. 

Leerstand von öffentlichen Gebäuden  

Einrichtungen, die für Kinder und jüngere Menschen konzipiert sind, wie etwa Kindergärten, Schulen, 

Sportanlagen, müssen künftig mit Auslastungsproblemen und gegebenenfalls mit Schließungen rech-

nen. Bei der gesamten technischen Infrastruktur, deren Dimensionierung sich am früheren bzw. mo-

mentanen Bedarf ausrichtet, ist zukünftig mit Auslastungsproblemen zu rechnen. Diese wiederum 

gehen mit sinkenden Einnahmen einher, die durch höhere Gebühren oder kostenreduzierende Maß-

nahmen ausgeglichen werden müssen. 

Leerstand von Gewerbegebäuden  

Eine typische Ursache dafür, dass es vorwiegend in kleinen und mittelgroßen Städten zu erheblichen 

Ladenleerständen an traditionellen Handelsstandorten kommt, ist der Mangel an adäquaten Nachfol-

gern für kleine, inhabergeführte Fachgeschäfte. Der traditionelle Generationenwechsel innerhalb einer 

Familie wird aufgrund unterschiedlichster Faktoren immer seltener praktiziert. Da sich auch für wirt-

schaftlich gesunde Unternehmen oftmals keine geeigneten lokalen Interessenten finden, geht die Zahl 

der mittelständischen Fachhändler bei jedem Generationenwechsel folglich deutlich zurück. Zugleich 

ist jedoch auch zu beachten, dass ein erheblicher Teil der Fachgeschäfte, deren Tätigkeit im Rahmen 

eines Generationenwechsels eingestellt wird, sich nicht mehr wirtschaftlich betreiben lassen. 

Das Deutsche Seminar für Städtebau und Wirtschaft (DSSW 2011) beschreibt in einer Untersuchung 

zum Leerstandsmanagement von Gewerbeimmobilien die folgenden drei Leerstandsursachen: 

1. Struktureller Leerstand  entsteht in Abwanderungsgebieten in Folge fehlender Nachfrage, 

der Abwanderung gesamter Branchen oder der Schließung der lokal marktführenden Bran-
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che. 

2. Induzierter Leerstand  wird durch das Wegbrechen eines Ankermieters und der daraus fol-

genden geringeren Frequentierung der Lage eingeleitet. 

3. Umbruchsleerstand  ist die Folge der Verlagerung von Frequenzen beispielsweise durch den 

Bau eines zentralen Einkaufszentrums. 

Die Entstehung von Leerstand hat eine räumliche und eine wirtschaftsstrukturelle Dimension ï beide 

Faktoren bedingen und verstärken sich gegenseitig. Lokale wirtschaftliche Veränderungen werden 

durch Leerstand räumlich sichtbar und verstärken sich in der Folge durch eine gesteigerte negative 

öffentliche Wahrnehmung der betroffenen Lage. Eine Kumulation von Leerständen führt zu kommuna-

len Problemen, z.B. in der Erhöhung von Gebühren, Imageschäden und fehlenden Neuansiedlungen 

sowie Unzufriedenheit der Bevölkerung. Mit zunehmenden Leerständen sinken auch die Werte der 

angrenzenden und örtlichen Eigenheime, so dass die Mobilität von Älteren eingeschränkt wird, wenn 

kein entsprechender Preis für ein Gebäude zu realisieren ist. 

Der Anstieg der Wohngebäudeleerstände wird mit einem Anstieg gewerblicher Leerstände, insbeson-

dere im Bereich des Versorgungssektors (kleinere Einzelhandelseinrichtungen, Gastronomie) einher-

gehen und die unbefriedigende städtebauliche Situation in den Ortskernen noch verschärfen. 

Folglich werden die zunehmenden Leerstände im privaten und gewerblichen Immobilienbereich in den 

Stadt- oder Ortskernen starke funktionale und gestalterische Beeinträchtigungen der betroffenen Orts-

teile nach sich ziehen. 

Die ganz oder teilweise leerstehenden Wohn-, Wirtschafts- und Fabrikgebäude, unansehnliche Au-

ßenhüllen von Gebäuden sowie auch ungenutzte Brachflächen beeinträchtigen in den ländlichen Teil-

räumen das Bild der orts- und regionaltypischen Siedlungs- und Landschaftsstruktur. Dieser Zustand 

mindert die Lebensqualität sowie die Bleibebereitschaft der Bewohner und beeinträchtigt die touristi-

sche und wirtschaftliche Entwicklung. 

 

3.2 Ergebnisse der Demograf iekonferenzen  

Die Analyse in den Demografiekonferenzen hat ergeben: Die preiswerten Immobilien in der Region 

werden als Chance zur Verwirklichung von individuellen Wohnmöglichkeiten gesehen, die mit einer 

hohen Lebensqualität einhergehen. Allerdings sind Investitionen in die Sanierung schwierig, weil sie 

keine und nur eine sehr geringe Rendite nach sich ziehen. Es wird deshalb ein Bedarf für Finanzielle 

Förderungen gesehen. 

Für die Aufwertung des Ortsbilds stellen sich die Bürgerinnen und Bürger eine Mischung aus Sanie-

rung und Abrissmaßnahmen vor. Die Leerstandsproblematik kann aber aus ihrer Sicht nicht ohne eine 

Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen behoben werden. Dazu gehören unter ande-

rem zusätzliche qualifizierte Arbeitsplätze in der Region.  

Die Bürgerinnen und Bürger haben folgende Maßnahmenvorschläge entwickelt: 

¶ Leerstands- und Bauflächenkataster anlegen 
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¶ ĂAus alt mach neuñ: Sanierung anschieben 

¶ Begegnungszentrum für Jung und Alt bauen 

¶ Erwerb durch Kommune; Abbruch/Rückbau/Sanierung 

 

3.3 Ziele und Strategien  

Um die in Kapitel 3.1 beschriebenen Effekte zu bekämpfen und eine nachhaltigkeitsorientierte Sied-

lungsentwicklung zu gewªhrleisten, muss der Leitgedanke ĂInnenentwicklung vor AuÇenentwicklungñ 

wesentlich umfassender als bisher implementiert und darüber hinaus auch konsequent umgesetzt 

werden. Dabei bezieht der Begriff der Innenentwicklung neben den baulichen auch die sozialen und 

funktionalen Gegebenheiten innerhalb einer Kommune sowie im interkommunalen Verbund mit ein, da 

diese für die Belebung schrumpfender und alternder Regionen von zentraler Bedeutung sind.  

Dieser Prämisse folgend haben die Bürgerinnen und Bürger auf den Demografiekonferenzen sowie 

die Bürgermeister und die Bürgermeisterin der Stadt Waldershof folgende Ziele entwickelt. 

Ziele  

¶ Der Grundsatz ĂInnenentwicklung vor AuÇenentwicklungñ wird in allen Kommunen konse-

quent umgesetzt und dabei sind angepasste Entwicklungsperspektiven individuell entwi-

ckelt. 

¶ Abbau und Rückbau ist dort, wo notwendig, vollzogen. 

¶ Die Ortskerne sind durch Nahversorgung, attraktives Wohnen und  hochwertige Arbeits-

plätze sowie durch soziale und kulturelle Infrastruktur attraktiv. 

Strategien zur Zielerreichung  

¶ Strategische Entscheidungsgrundlagen wie Leerstandskataster, Leerstandsrisiken, Ver-

sorgungssituation erarbeiten  

¶ Für Rückbaumaßnahmen sensibilisieren 

¶ Kommunikations- und Marketingstrategie für Bauen im Innenbereich, Renovierung / Sa-

nierung von Leerstand entwickeln 

¶ Strategisches Leerstandsmanagement implementieren 

¶ Kommunale Förderprogramme, auch interkommunal, auflegen 

¶ Mietimmobilien und Immobilien zur Kurzzeitnutzung anbieten, dafür Eigentümer sensibili-

sieren 

¶ Neue soziale und kulturelle Infrastruktur in den Ortskernen im Leerstand ansiedeln (z.B. 

ĂSenju-Treffñ: Senioren und Jugendtreff, Begegnungsstätten) 

¶ Mobilität ohne Auto sicherstellen 
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3.4 Maßnahmen  

Basierend auf den formulierten Zielen und Strategien wurden im Projektzeitraum folgende Maßnah-

men durchgeführt:  1) Erhebung der Leerstände in den Kernorten der Modellkommunen und                

 2) Ortsspaziergänge zur Sensibilisierung und Ideenfindung zur Nachnutzung. 

3.4.1 Erhebung der Leerstände in den K ernorten  

Die hier dargestellte Erhebung der Leerstände wurde im Rahmen des sog. Vitalitätscheck 2.0 erarbei-

tet und für diesen Abschlussbericht aufbereitet. Um die Aufmerksamkeit auf das Thema Innenentwick-

lung zu lenken und gleichzeitig die Erfassung der Ist-Situation zu vereinfachen und zu standardisieren 

sowie Entwicklungsimpulse in Gang zu setzen, stellt das Amt für ländliche Entwicklung den Gemein-

den mit dem sogenannten ĂVitalitªts-Check 2.0ñ ein umfassendes Instrument zur Verf¿gung. Im Rah-

men der Durchführung des Vitalitäts-Check für den Zweckverband Steinwald-Allianz erfolgte eine 

Bestandsaufnahme der Innenentwicklungspotenziale für die Stadt Waldershof sowie die Gemeinden 

Brand, Ebnath, Neusorg und Pullenreuth. Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über den Vitalitäts-

Check gegeben, um anschließend zentrale Ergebnisse aus dem Bereich Innenentwicklung für die 

Demografie-Modellkommunen vorzustellen. 

Ergebnisse aus dem Vitalitäts -Check 2.0 zur Innenentwicklung  

Der Vitalitäts-Check 2.0 stellt ein Erhebungsinstrument dar, um den Grundsatz ĂInnenentwicklung vor 

AuÇenentwicklungñ stªrker in den Fokus von politischen Entscheidungstrªgern, Gemeindeverwaltun-

gen und der öffentlichen Wahrnehmung insgesamt zu rücken. Bei der Durchführung werden sowohl 

einzelne Ortsteile, als auch interkommunale Anknüpfungspunkte in die Analyse mit einbezogen, um 

ein möglichst umfassendes Bild von den kommunalen Gegebenheiten zu ermöglichen. Die Bestands-

erhebung konzentriert sich dabei schwerpunktmäßig auf die Themenfelder Bevölkerungsentwicklung, 

Flächennutzung, Siedlungsstruktur und Bodenpolitik, Versorgung und Erreichbarkeit, bürgerschaftli-

ches Engagement, sowie Wirtschaft und Arbeitsmarkt. Somit werden aufbauend auf den spezifischen 

örtlichen Gegebenheiten und auf Basis objektiv nachvollziehbarer Daten Eindrücke vermittelt, aus 

denen sich Handlungsfelder und Anknüpfungspunkte für die weitere demografiegerechte Gemeinde-

entwicklung ableiten lassen.  

Einen zentralen Bestandteil der Bestandserfassung im Rahmen des Vitalitäts-Check 2.0 stellt dabei 

die Identifizierung gemeindlicher Innenentwicklungspotenziale dar. Gelingt es, diese zukünftig ver-

stärkt in Wert zu setzen, stellt dies bereits einen großen Beitrag zu einer ressourcen- und flächenspa-

renden städtebaulichen Entwicklung sowie zur Etablierung wohnortnaher Grundversorgungsstrukturen 

dar, wodurch letztlich eine deutliche Vitalisierung der gesamten Gemeinde gelingen kann. Durch die 

stückweise Rückgewinnung einer möglicherweise bereits verlorengegangenen Funktionsvielfalt wer-

den weiterhin die Auswirkungen der demografischen Entwicklung abgemildert und die Attraktivität der 

Gemeinden als Lebens- und Wirtschaftsstandort gesteigert. 

Innenentwicklungspotenziale Stadt Waldershof  

Für die Stadt Waldershof (Kernstadt ï ohne Ortsteile) wurden auf Flurstücksebene insgesamt 82 In-
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nenentwicklungspotenziale identifiziert. Hierzu wurden die im Leitfaden des Vitalitäts-Check definier-

ten Kategorien durch Vor-Ort-Begehung und Kartierung erfasst und digitalisiert sowie in einem weite-

ren Schritt mit der Stadtverwaltung rückgesprochen, um mögliche Erhebungsfehler auszubessern. Im 

Rahmen der Auswertung werden die erhobenen Innenentwicklungspotenziale einerseits kartografisch 

aufbereitet und zudem in die Flächenmanagementdatenbank des Bayerischen Landesamtes für Um-

welt eingetragen. Diese Datenbank kann fortan, gemeinsam mit einer weiteren Datenbank, welche 

insbesondere Aspekte der Versorgungssituation und Einwohnerentwicklung enthält, von der Stadt 

weiter gepflegt werden, wodurch stets die Möglichkeit besteht die vorhandenen Innenentwicklungspo-

tenziale zu überblicken und mögliche Nutzungsformen für diese zu entwickeln. Zudem besteht etwa 

die Möglichkeit aus der Datenbank heraus eine Eigentümeransprache durchzuführen, um deren Ver-

kaufsbereitschaft und somit die Möglichkeit zur Inwertsetzung zu prüfen.  

Die folgende Tabelle ermöglicht einen Überblick über die Identifizierten Innenentwicklungspotenziale 

in der Stadt Waldershof. 

TABELLE 9: INNENENTWICKLUNGSPOTENZIALE  DER STADT WALDERSHOF (STAND 2015). QUELLE : EIGENE ERHEBUNG  

Innenentwicklungspotenzial  Anzahl  

Baulücke klassisch  32 

Wohngebäude leerstehend  19 

Gewerbebrache  16 

Wirtschaftsgebäude am Ortsrand leerst e-
hend  

9 

Infrastruktureinrichtung leerstehend  3 

Geringfügig bebautes Grundstück  1 

Hofstelle leerstehend  1 

Hofstelle mit Restnutzung  1 

Innenentwicklungspotenziale gesamt  82 

 

Die Verortung der Innenentwicklungspotenziale in der Stadt Waldershof kann zudem den untenste-

henden Karten entnommen werden. Besonders auffällig sind hierbei die Vielzahl an Wohn- und Ge-

werbeleerständen im Ortskern sowie die zahlreichen Baulücken im Neubaugebiet im Süden der Stadt. 

 

Die Innenentwicklungspotenziale wurden von einer studentischen Arbeitsgruppe im Winter 2014/2015 

im Rahmen einer Begehung erhoben. Aufgrund der Jahreszeit, die z.B. ein Erkennen einer landwirt-

schaftlichen Nutzung unmöglich macht (Schneebedeckung), und der alleinigen Möglichkeit nur von 

außen, d.h. von der Straße, einzuschätzen, ob ein Innenentwicklungspotenzial vorliegt, ist diese Er-

hebungsart fehleranfällig. Um möglichst valide Ergebnisse zu erzielen, wurde die Bürgermeister bzw. 

die Hauptamts- und Bauamtsleiter gebeten, die  Ergebnisse zu überprüfen. Die unten stehenden Kar-

ten sind das Ergebnis  dieser Überprüfung. 
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ABBILDUNG 66: INNENENTWICKLUNGSPOTE NZIALE WALDERSHOF NORD-OST. QUELLE : EIGENE ERHEBUNG 
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ABBILDUNG 67: INNENENTWICKLUNGSPOTE NZIALE WALDERSHOF NORD-WEST. QUELLE : EIGENE ERHEBUNG 


































































































































